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DELEGIERTE VERORDNUNG (EU) 2022/127 DER 
KOMMISSION 

vom 7. Dezember 2021 

zur Ergänzung der Verordnung (EU) 2021/2116 des Europäischen 
Parlaments und des Rates mit Vorschriften für die Zahlstellen und 
anderen Einrichtungen, die Finanzverwaltung, den 
Rechnungsabschluss, Sicherheiten und die Verwendung des Euro 

KAPITEL I 

Zahlstellen und andere Einrichtungen 

Artikel 1 

Bedingungen für die Zulassung der Zahlstellen 

(1) Die Mitgliedstaaten lassen als Zahlstellen Dienststellen oder Ein­
richtungen zu, die die in diesem Absatz aufgeführten Bedingungen 
erfüllen und den Kriterien nach den Absätzen 2 und 3 entsprechen. 
Zahlstellen, die gemäß Artikel 9 Absatz 1 der Verordnung (EU) 
2021/2116 für die Verwaltung und Kontrolle der Ausgaben verantwort­
lich sind, bieten im Hinblick auf die von ihnen getätigten Zahlungen 
und die Übermittlung und Aufbewahrung von Informationen ausrei­
chende Gewähr dafür, dass 

a) in Bezug auf die in der Verordnung (EU) 2021/2115 genannten 
Interventionskategorien die Ausgaben dem gemeldeten Output ent­
sprechen und im Einklang mit den geltenden Verwaltungssystemen 
getätigt wurden; 

b) die Zahlungen im Rahmen der in den Verordnungen (EU) 
Nr. 228/2013 ( 1 ), (EU) Nr. 229/2013 ( 2 ), (EU) Nr. 1308/2013 und 
(EU) Nr. 1144/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates ( 3 ) 
festgelegten Maßnahmen rechtmäßig und ordnungsgemäß sind; 

c) die geleisteten Zahlungen richtig und vollständig in den Büchern 
erfasst werden; 

d) die in den Unionsvorschriften vorgesehenen Kontrollen durchgeführt 
werden; 

e) die erforderlichen Unterlagen fristgerecht und in der in den Unions­
vorschriften festgelegten Form vorgelegt werden; 

f) die Unterlagen zugänglich sind und so aufbewahrt werden, dass ihre 
Integrität, Gültigkeit und Lesbarkeit langfristig gewährleistet sind; 
dies gilt auch für die elektronischen Dokumente im Sinne der Uni­
onsvorschriften. 

▼B 

( 1 ) Verordnung (EU) Nr. 228/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 13. März 2013 über Sondermaßnahmen im Bereich der Landwirtschaft 
zugunsten der Regionen in äußerster Randlage der Union und zur Aufhebung 
der Verordnung (EG) Nr. 247/2006 des Rates (ABl. L 78 vom 20.3.2013, 
S. 23). 

( 2 ) Verordnung (EU) Nr. 229/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 13. März 2013 über Sondermaßnahmen im Bereich der Landwirtschaft 
zugunsten der kleineren Inseln des Ägäischen Meeres und zur Aufhebung 
der Verordnung (EG) Nr. 1405/2006 des Rates (ABl. L 78 vom 20.3.2013, 
S. 41). 

( 3 ) Verordnung (EU) Nr. 1144/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 22. Oktober 2014 über Informations- und Absatzförderungsmaßnahmen 
für Agrarerzeugnisse im Binnenmarkt und in Drittländern und zur Auf­
hebung der Verordnung (EG) Nr. 3/2008 des Rates (ABl. L 317 vom 
4.11.2014, S. 56).
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(2) Um zugelassen zu werden, muss eine Zahlstelle über eine Ver­
waltungsstruktur und ein System der internen Kontrolle verfügen, die 
den in Anhang I festgelegten Kriterien genügen: 

a) internes Umfeld; 

b) Kontrolltätigkeiten; 

c) Information und Kommunikation; 

d) Überwachung. 

(3) Die Mitgliedstaaten können im Hinblick auf die Größe, die Zu­
ständigkeiten und andere Besonderheiten der Zahlstelle weitere Zulas­
sungskriterien festlegen. 

Artikel 2 

Bedingungen für die Zulassung der Koordinierungsstellen 

(1) Werden gemäß Artikel 10 Absatz 1 der Verordnung (EU) 
2021/2116 mehrere Zahlstellen zugelassen, so lässt der betreffende Mit­
gliedstaat als Koordinierungsstellen Dienststellen oder Einrichtungen 
zu, die die in Absatz 2 aufgeführten Bedingungen erfüllen und den 
Kriterien nach den Absätzen 3 und 4 entsprechen. Der betreffende 
Mitgliedstaat erteilt der Koordinierungsstelle in einem formbedürftigen 
Rechtsakt auf Ebene des Ministeriums die Zulassung, nachdem er sich 
vergewissert hat, dass die Verwaltungsverfahren der Koordinierungs­
stelle gewährleisten, dass sie die ihr gemäß dem genannten Artikel 
übertragenen Aufgaben erfüllen kann. 

(2) Um zugelassen zu werden, muss die Koordinierungsstelle sicher­
stellen, dass 

a) die gegenüber der Kommission abgegebenen Erklärungen auf Infor­
mationen aus in geeigneter Weise autorisierten Quellen beruhen; 

▼M5 
b) der jährliche Leistungsbericht gemäß Artikel 134 der Verordnung 

(EU) 2021/2115 Gegenstand der Stellungnahme gemäß Artikel 12 
Absatz 2 der Verordnung (EU) 2021/2116 ist und zusammen mit 
einer Verwaltungserklärung übermittelt wird, die sich auf die Zu­
sammenstellung des gesamten Berichts bezieht; 

▼B 
c) die gegenüber der Kommission abgegebenen Erklärungen vor ihrer 

Übermittlung in geeigneter Weise autorisiert werden; 

d) ein geeigneter Prüfpfad zur Absicherung der der Kommission über­
mittelten Informationen existiert; 

e) die erhaltenen und übermittelten Informationen sicher in elektroni­
schem Format aufbewahrt werden. 

(3) Um zugelassen zu werden, muss die Koordinierungsstelle über 
eine Verwaltungsstruktur und ein System der internen Kontrolle im 
Hinblick auf die Zusammenstellung des jährlichen Leistungsberichts 
verfügen, das den von der zuständigen Behörde festgelegten Anforde­
rungen an die betreffenden Verfahren und insbesondere dem Kriterium 
für Information und Kommunikation gemäß Anhang II genügt. 

(4) Die Mitgliedstaaten können unter Berücksichtigung der Größe, 
der Zuständigkeiten und anderer Besonderheiten der Koordinierungs­
stelle weitere Zulassungskriterien festlegen. 

▼B
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Artikel 3 

Pflichten der Zahlstellen im Rahmen der öffentlichen Intervention 

(1) Die Zahlstellen gemäß Artikel 9 Absatz 1 der Verordnung (EU) 
2021/2116 nehmen die Verwaltung und Kontrolle der in ihre Zustän­
digkeit fallenden Vorhaben im Rahmen von Interventionsmaßnahmen 
der öffentlichen Lagerhaltung unter den in Anhang III der vorliegenden 
Verordnung und gegebenenfalls in den Agrarvorschriften spezifischer 
Sektoren aufgeführten Bedingungen und insbesondere auf der Grund­
lage der in dem genannten Anhang festgesetzten Mindestkontrollsätze 
vor. 

Die Zahlstellen können ihre Zuständigkeiten für Maßnahmen der öf­
fentlichen Intervention an Interventionsstellen, die die in Anhang I 
Nummer 1 Buchstabe D der vorliegenden Verordnung festgelegten Zu­
lassungsbedingungen erfüllen, übertragen oder über andere Zahlstellen 
tätig werden. 

(2) Die Zahlstellen oder die Interventionsstellen können unbeschadet 
ihrer Gesamtverantwortlichkeit im Rahmen der öffentlichen Lagerhal­
tung 

a) die Verwaltung bestimmter Maßnahmen der öffentlichen Lagerhal­
tung an natürliche oder juristische Personen übertragen, die land­
wirtschaftliche Interventionserzeugnisse lagern (im Folgenden „La­
gerhalter“); 

b) natürliche oder juristische Personen mit der Ausführung bestimmter 
Sonderaufgab en, die in den Agrarvorschriften spezifischer Sektoren 
vorgesehen sind, beauftragen. 

Übertragen die Zahlstellen die Verwaltung gemäß Unterabsatz 1 Buch­
stabe a an Lagerhalter, so erfolgt die Verwaltung im Rahmen von 
Lagerhaltungsverträgen unter Zugrundelegung der in Anhang IV auf­
geführten Verpflichtungen und allgemeinen Grundsätze. 

(3) Im Rahmen der öffentlichen Lagerhaltung haben die Zahlstellen 
insbesondere folgende Pflichten: 

a) Sie erstellen für jedes Erzeugnis, das Gegenstand einer Interventi­
onsmaßnahme der öffentlichen Lagerhaltung ist, eine Bestandsbuch­
führung und eine Finanzbuchführung auf der Grundlage der von 
ihnen durchgeführten Vorhaben in der als „Rechnungsjahr“ bezeich­
neten Zeit zwischen dem 1. Oktober eines Jahres und dem 30. Sep­
ptember des darauf folgenden Jahres. 

b) Sie halten ein Verzeichnis der Lagerhalter, mit denen sie im Rah­
men der öffentlichen Lagerhaltung einen Vertrag geschlossen haben, 
auf dem neuesten Stand. Dieses Verzeichnis enthält die Referenzen, 
die die genaue Identifizierung aller Lagerorte ermöglichen, ihre Ka­
pazitäten, Nummern der Lagerhallen, Kühlräume und Silos, Bele­
gungspläne und schematische Darstellungen. 

c) Sie halten der Kommission die für die öffentliche Lagerhaltung 
verwendeten Vertragsmuster, die Vorschriften für die Übernahme, 
Lagerung und Auslagerung der Erzeugnisse und die Vorschriften für 
die Verantwortlichkeiten der Lagerhalter zur Verfügung. 

d) Sie verfügen über eine zentrale informatisierte Bestandsbuchführung 
für alle Lagerorte, alle Erzeugnisse sowie alle Mengen und Quali­
täten der verschiedenen Erzeugnisse mit jeweiliger Angabe des Ge­
wichts (gegebenenfalls des Netto- und des Bruttogewichts) oder des 
Volumens. 

▼B
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e) Sie führen — unbeschadet der Eigenverantwortung der Käufer, der 
sonstigen im Rahmen eines Vorhabens tätigen Zahlstellen oder be­
auftragten Personen — alle Maßnahmen zur Lagerung, Konservie­
rung, Beförderung sowie zum Transfer der Interventionserzeugnisse 
entsprechend den Unionsvorschriften und nationalen Rechtsvor­
schriften durch. 

f) Sie führen im Laufe des Jahres an den Lagerorten der Interventions­
erzeugnisse in unregelmäßigen Zeitabständen und unangemeldet 
Kontrollen durch. Sofern der Prüfungszweck nicht gefährdet wird, 
ist jedoch eine — strikt auf das erforderliche zeitliche Minimum 
beschränkte — vorherige Ankündigung zulässig. Die Ankündigung 
darf außer in ordnungsgemäß begründeten Fällen nicht mehr als 24 
Stunden im Voraus erfolgen. 

g) Sie nehmen eine jährliche Bestandsaufnahme im Einklang mit Ar­
tikel 4 vor. 

Wird in einem Mitgliedstaat die Verwaltung der Lagerhaltungskonten 
für ein oder mehrere Erzeugnisse von mehreren Zahlstellen wahr­
genommen, so werden die Bestandsbuchführungen und Finanzbuchfüh­
rungen gemäß Unterabsatz 1 Buchstaben a und d auf nationaler Ebene 
konsolidiert, bevor die entsprechenden Informationen an die Kommis­
sion übermittelt werden. 

(4) Die Zahlstellen gewährleisten 

a) die einwandfreie Konservierung der Erzeugnisse, die Gegenstand 
einer Interventionsmaßnahme der Union sind; hierzu prüfen sie min­
destens einmal jährlich die Qualität der eingelagerten Erzeugnisse; 

b) die Vollständigkeit der Interventionsbestände. 

(5) Die Zahlstellen unterrichten die Kommission unverzüglich über 

a) die Fälle, in denen die Verlängerung der Lagerdauer eines Erzeug­
nisses zu einer Qualitätsminderung führen kann; 

b) Mengenverluste oder Qualitätsminderungen eines Erzeugnisses in­
folge von Naturkatastrophen. 

In den Fällen gemäß Unterabsatz 1 trifft die Kommission die geeig­
neten Entscheidungen wie folgt: 

a) in den Fällen gemäß Unterabsatz 1 Buchstabe a nach dem in Ar­
tikel 229 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 genannten 
Prüfverfahren; 

b) in den Fällen gemäß Unterabsatz 1 Buchstabe b nach dem in Ar­
tikel 102 Absatz 3 der Verordnung (EU) 2021/2116 genannten Prüf­
verfahren. 

(6) Die Zahlstellen kommen für die finanziellen Folgen der schlech­
ten Konservierung von Erzeugnissen auf, die Gegenstand einer Inter­
ventionsmaßnahme der Europäischen Union sind, insbesondere wenn 
dies auf ungeeignete Lagermethoden zurückzuführen ist. Unbeschadet 
ihrer eigenen Ansprüche gegenüber Lagerhaltern kommen die Zahlstel­
len für die finanziellen Folgen auf, wenn sie ihre Zusagen und Ver­
pflichtungen nicht erfüllen. 

(7) Die Zahlstellen halten den Kommissionsbediensteten und den 
von der Kommission beauftragten Personen jederzeit auf elektroni­
schem Wege oder am Sitz der Zahlstelle die Konten der öffentlichen 
Lagerhaltung und alle im Rahmen von Vorhaben der Intervention er­
stellten oder erhaltenen Unterlagen, Verträge und Dateien zur Ver­
fügung. 

▼B
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Artikel 4 

Bestandsaufnahme 

(1) Die Zahlstellen stellen in jedem Rechnungsjahr für jedes Erzeug­
nis, das Gegenstand einer Interventionsmaßnahme der Union ist, die 
Bestände fest. 

Sie vergleichen die festgestellten Bestände mit den Buchführungsdaten. 
Die dabei festgestellten Mengenunterschiede werden ebenso wie die 
Beträge, die sich aus den bei Überprüfungen festgestellten Qualitäts­
unterschieden ergeben, gemäß den nach Artikel 47 Absatz 3 Buch­
stabe a der Verordnung (EU) 2021/2116 erlassenen Vorschriften ver­
bucht. 

(2) Für die Anwendung von Absatz 1 sind die Fehlmengen, die bei 
normalen Lagerungsmaßnahmen eintreten, gleich dem Unterschied zwi­
schen dem sich aus der Buchführung ergebenden Sollbestand einer 
Lagerstätte einerseits und dem aufgrund der Bestandsaufnahme gemäß 
Absatz 1 festgestellten Istbestand andererseits bzw. dem nach Erschöp­
fung des Istbestands verbleibenden Buchbestand und unterliegen den 
Toleranzgrenzen gemäß Anhang V. 

KAPITEL II 

Finanzverwaltung 

Artikel 5 

Nichteinhaltung der letztmöglichen Zahlungsfrist 

(1) Zahlungen an einen Begünstigten, die nach dem letztmöglichen 
Zahlungsdatum geleistet werden, können unter den in den Absätzen 2 
bis 6 genannten Umständen und Bedingungen als förderfähig angese­
hen werden. 

(2) Überschreiten die Ausgaben des Europäischen Garantiefonds für 
die Landwirtschaft (EGFL) gemäß Artikel 5 Absatz 2 oder des Euro­
päischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen 
Raums (ELER) gemäß Artikel 6 für die in Artikel 65 Absatz 2 der 
Verordnung (EU) 2021/2116 genannten Interventionen, die nach Ablauf 
der im Unionsrecht festgelegten Frist getätigt wurden, die Marge von 
5 % der vor Ablauf der Frist getätigten Ausgaben des EGFL bzw. des 
ELER nicht, so wird keine Kürzung der monatlichen Zahlungen oder 
der Zwischenzahlungen vorgenommen. 

Überschreiten die Ausgaben des EGFL oder des ELER, die nach Ab­
lauf der im Unionsrecht festgelegten Frist getätigt wurden, die Marge 
von 5 % der Ausgaben des EGFL bzw. des ELER, so werden alle 
weiteren verspätet getätigten Ausgaben nach folgenden Regeln gekürzt: 

a) Ausgaben des EGFL: 

i) Ausgaben, die im ersten Monat nach dem Monat, in dem die 
Zahlungsfrist abgelaufen ist, getätigt wurden, um 10 %; 

ii) Ausgaben, die im zweiten Monat nach dem Monat, in dem die 
Zahlungsfrist abgelaufen ist, getätigt wurden, um 25 %; 

iii) Ausgaben, die im dritten Monat nach dem Monat, in dem die 
Zahlungsfrist abgelaufen ist, getätigt wurden, um 45 %; 

▼B
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iv) Ausgaben, die im vierten Monat nach dem Monat, in dem die 
Zahlungsfrist abgelaufen ist, getätigt wurden, um 70 %; 

v) Ausgaben, die nach dem vierten Monat, in dem die Zahlungs­
frist abgelaufen ist, getätigt wurden, um 100 %; 

b) Ausgaben des ELER: 

i) Ausgaben‚ die zwischen dem 1. Juli und dem 15. Oktober des 
Jahres, in dem die Zahlungsfrist abgelaufen ist, getätigt wurden, 
um 25 %; 

ii) Ausgaben‚ die zwischen dem 16. Oktober und dem 31. Dezem­
mber des Jahres, in dem die Zahlungsfrist abgelaufen ist, ge­
tätigt wurden, um 60 %; 

iii) Ausgaben, die nach dem 31. Dezember des Jahres, in dem die 
Zahlungsfrist abgelaufen ist, getätigt wurden, um 100 %. 

(3) Abweichend von Absatz 2 gelten folgende Bedingungen: 

a) Wurde bei Ausgaben für Interventionen in Form von Direktzahlun­
gen oder Ausgaben des ELER die in Absatz 2 Unterabsatz 1 ge­
nannte Marge nicht vollständig für Zahlungen für das Kalenderjahr 
N, die für den EGFL bis zum 15. Oktober des Jahres N+1 und für 
den ELER bis zum 31. Dezember des Jahres N+1 getätigt wurden, 
in Anspruch genommen und beträgt der noch verbleibende Teil der 
Marge mehr als 2 %, so wird sie auf 2 % gekürzt; 

b) in einem Haushaltsjahr N+1 kommen für das Kalenderjahr N-1 und 
davor nach Ablauf der Zahlungsfrist getätigte Zahlungen für Inter­
ventionen in Form von Direktzahlungen, ausgenommen Zahlungen 
gemäß den Verordnungen (EU) Nr. 228/2013 und (EU) 
Nr. 229/2013, für eine Finanzierung aus dem EGFL nur in Betracht, 
wenn der Gesamtbetrag der Interventionen in Form von Direktzah­
lungen im Haushaltsjahr N+1, gegebenenfalls durch die Anpassung 
gemäß Artikel 17 der Verordnung (EU) 2021/2116 berichtigt, die in 
Anhang V der Verordnung (EU) 2021/2115 für das Kalenderjahr N 
festgelegte Obergrenze gemäß Artikel 87 Absatz 1 der genannten 
Verordnung nicht überschreitet; 

c) Ausgaben, die die in den Buchstaben a und b genannten Grenzen 
überschreiten, werden um 100 % gekürzt. 

Die Erstattungsbeträge gemäß Artikel 17 Absatz 3 Unterabsatz 2 der 
Verordnung (EU) 2021/2116 werden nicht berücksichtigt, um zu über­
prüfen, ob die Bedingung gemäß Unterabsatz 1 Buchstabe b erfüllt ist. 

(4) Treten bei der Verwaltung bestimmter Interventionen und Maß­
nahmen besondere Umstände ein oder bringen die Mitgliedstaaten 
schlüssige Begründungen bei, so wendet die Kommission eine von 
den Absätzen 2 und 3 abweichende Staffelung und/oder geringere Kür­
zungsprozentsätze bzw. keinerlei Kürzung an. 

Unterabsatz 1 gilt jedoch nicht für Zahlungen, die die in Absatz 3 
Unterabsatz 1 Buchstabe b genannte Obergrenze überschreiten. 

(5) Die Kontrolle der Einhaltung der Zahlungsfrist erfolgt einmal je 
Haushaltsjahr für die bis zum 15. Oktober getätigten Ausgaben. 

▼B
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Ein etwaiges Überschreiten der Zahlungsfrist wird spätestens im Rah­
men des Beschlusses über den Rechnungsabschluss gemäß Artikel 53 
der Verordnung (EU) 2021/2116 berücksichtigt. 

▼M5 
(6) Die Kürzungen nach diesem Artikel erfolgen unbeschadet des 
späteren Beschlusses über das Konformitätsverfahren gemäß Artikel 55 
der Verordnung (EU) 2021/2116. 

▼B 

Artikel 6 

Nichteinhaltung des frühestmöglichen Zahlungszeitpunkts 

Ist es den Mitgliedstaaten im Rahmen der Ausgaben des EGFL gestat­
tet, vor dem im Unionsrecht festgelegten frühestmöglichen Zahlungs­
zeitpunkt bis zu einem bestimmten Höchstbetrag Vorschusszahlungen 
zu tätigen, so kommen diese Ausgaben für eine Unionsfinanzierung in 
Betracht. Diesen Höchstbetrag überschreitende Ausgaben kommen für 
eine Unionsfinanzierung nicht in Betracht, ausgenommen in hinrei­
chend begründeten Fällen, in denen bei der Verwaltung bestimmter 
Interventionen oder Maßnahmen außergewöhnliche Bedingungen an­
getroffen werden oder die Mitgliedstaaten entsprechende Gründe vor­
bringen. In diesen Fällen kommen die den Höchstbetrag überschreiten­
den Ausgaben nach Anwendung eines Kürzungssatzes von 10 % für 
eine Unionsfinanzierung in Betracht. 

Die entsprechende Kürzung wird spätestens im Rahmen des Beschlus­
ses über den Rechnungsabschluss gemäß Artikel 53 der Verordnung 
(EU) 2021/2116 berücksichtigt. 

Artikel 7 

Ausgleich durch die Zahlstellen 

(1) In dem gemäß Artikel 21 Absatz 3 der Verordnung (EU) 
2021/2116 zu erlassenden Beschluss über die monatlichen Zahlungen 
ermittelt die Kommission den Restbetrag der von einem Mitgliedstaat 
in seinen monatlichen Erklärungen gemeldeten Ausgaben unter Abzug 
des Betrags der zweckgebundenen Einnahmen, der in der Ausgaben­
erklärung des betreffenden Mitgliedstaats aufgeführt ist. Diese Verrech­
nung gilt als Erhebung der entsprechenden Einnahmen. 

Die Mittel für Verpflichtungen und Zahlungen, die durch zweckgebun­
dene Einnahmen verfügbar werden, werden ab der Zuweisung dieser 
Einnahmen an die Haushaltslinien bereitgestellt. 

(2) Wurden die Beträge gemäß Artikel 45 Absatz 1 Buchstabe b der 
Verordnung (EU) 2021/2116 jedoch vor Auszahlung der von der Un­
regelmäßigkeit oder dem Versäumnis betroffenen Beihilfe einbehalten, 
so werden sie von den entsprechenden Ausgaben abgezogen. 

(3) Die Beträge der ELER-Beteiligung, die bei den Begünstigten im 
Rahmen des GAP-Strategieplans des betreffenden Mitgliedstaats wäh­
rend eines Referenzzeitraums eingezogen werden, werden in der Aus­
gabenerklärung für diesen Referenzzeitraum von dem vom ELER zu 
zahlenden Betrag abgezogen. 

(4) Die Mehr- bzw. Minderbeträge, die sich gegebenenfalls aus dem 
jährlichen Rechnungsabschluss ergeben und die im Rahmen des ELER 
wiederverwendet werden können, werden in der ersten Ausgabenerklä­
rung nach dem Beschluss über den Rechnungsabschluss zu dem Betrag 
der ELER-Beteiligung addiert bzw. davon abgezogen. 

▼B



 

02022R0127 — DE — 29.03.2026 — 004.001 — 9 

(5) Die Finanzierung aus dem EGFL entspricht den Ausgaben, die 
auf der Grundlage der von der Zahlstelle gemeldeten Elemente unter 
Abzug etwaiger Einnahmen aus den Interventionsmaßnahmen ermittelt, 
in dem von der Kommission eingerichteten Informatiksystem validiert 
und von der Zahlstelle in die Ausgabenerklärung übernommen wurden. 

Artikel 8 

Späte Feststellung des Unionshaushalts 

(1) Ist der Unionshaushalt zu Beginn eines Haushaltsjahres noch 
nicht endgültig festgestellt, so werden die monatlichen Zahlungen ge­
mäß Artikel 21 der Verordnung (EU) 2021/2116 und die Zwischenzah­
lungen gemäß Artikel 32 der genannten Verordnung in Höhe eines 
Prozentsatzes der von den Mitgliedstaaten gemeldeten Ausgaben ge­
währt, der proportional zu den je Kapitel genehmigten Mitteln für 
den EGFL bzw. den ELER unter Beachtung der in Artikel 16 der 
Verordnung (EU, Euratom) 2018/1046 vorgeschriebenen Obergrenzen 
festgesetzt wird. 

Die Kommission berücksichtigt den an die Mitgliedstaaten nicht erstat­
teten Restbetrag bei nachfolgenden Erstattungen. 

(2) Ist der Unionshaushalt zu Beginn eines Haushaltsjahres noch 
nicht endgültig festgestellt, so erfolgt in Bezug auf den ELER und 
die Mittelbindungen gemäß Artikel 29 der Verordnung (EU) 2021/2116 
die Zahlung der jeweils ersten Jahrestranche nach Annahme der GAP- 
Strategiepläne der Mitgliedstaaten in der Reihenfolge, in der diese 
Pläne angenommen wurden. Die Mittelbindungen für die darauffolgen­
den Jahrestranchen werden in der Reihenfolge vorgenommen, in der die 
Mittelbindungen für die jeweiligen GAP-Strategiepläne der Mitglied­
staaten ausgeschöpft sind. Die Kommission kann die jährlichen Mittel­
bindungen für die GAP-Strategiepläne der Mitgliedstaaten in Teiltran­
chen vornehmen, wenn die verfügbaren Mittel für Verpflichtungen be­
grenzt sind. Der Restbetrag für diese Pläne wird erst dann gebunden, 
wenn zusätzliche Mittel zur Verfügung stehen. 

Artikel 9 

Aufschub monatlicher Zahlungen 

Die monatlichen Zahlungen gemäß Artikel 21 der Verordnung (EU) 
2021/2116 an die Mitgliedstaaten, deren Mitteilungen gemäß Artikel 90 
Absatz 1 Buchstabe c Ziffern i und ii der genannten Verordnung ver­
spätet eingehen oder Unstimmigkeiten enthalten, die zusätzliche Über­
prüfungen erforderlich machen, können aufgeschoben werden. Die 
Kommission unterrichtet die betreffenden Mitgliedstaaten rechtzeitig 
über ihre Absicht, die Zahlungen aufzuschieben. 

Artikel 10 

Aussetzung von Zahlungen im Zusammenhang mit dem 
Jahresabschluss 

(1) Setzt die Kommission die monatlichen Zahlungen gemäß Arti­
kel 21 Absatz 3 der Verordnung (EU) 2021/2116 in Anwendung von 
Artikel 40 Absatz 1 Unterabsatz 1 der genannten Verordnung aus, so 
gelten folgende Aussetzungssätze: 

▼B
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a) wenn der Mitgliedstaat die Unterlagen gemäß Artikel 9 Absatz 3 
und Artikel 12 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2021/2116 nicht bis 
zum 1. März übermittelt: 1 % des Gesamtbetrags der monatlichen 
Zahlungen gemäß Artikel 21 Absatz 3 der genannten Verordnung; 

b) wenn der Mitgliedstaat die Unterlagen gemäß Artikel 9 Absatz 3 
und Artikel 12 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2021/2116 nicht bis 
zum 1. April übermittelt: 1,5 % des Gesamtbetrags der monatlichen 
Zahlungen gemäß Artikel 21 Absatz 3 der genannten Verordnung. 

(2) Die Aussetzung wird aufgehoben, wenn alle einschlägigen Un­
terlagen gemäß Artikel 9 Absatz 3 und Artikel 12 Absatz 2 der Ver­
ordnung (EU) 2021/2116 übermittelt wurden. 

▼M5 __________ 

▼B 

Artikel 12 

Bei der Erstellung der Ausgabenerklärungen anzuwendender 
Wechselkurs 

(1) Gemäß Artikel 94 Absatz 4 der Verordnung (EU) 2021/2116 
wenden die Mitgliedstaaten, die den Euro nicht als Währung eingeführt 
haben, für den EGFL bei der Erstellung ihrer Ausgabenerklärungen 
denselben Wechselkurs an wie für die Zahlungen an die Begünstigten 
bzw. wie für die Erhebung der Einnahmen gemäß Kapitel V der vor­
liegenden Verordnung und den Agrarvorschriften spezifischer Sektoren. 

(2) Für den ELER wenden die Mitgliedstaaten, die den Euro nicht 
als Währung eingeführt haben, für die Erstellung ihrer Ausgabenerklä­
rungen bei allen Zahlungen und Einziehungen den vorletzten Wechsel­
kurs an, den die Europäische Zentralbank vor dem Monat festgesetzt 
hat, in dem die betreffenden Vorhaben in den Rechnungen der Zahl­
stelle verzeichnet werden. 

(3) Für die Beschlüsse über den Rechnungsabschluss und den Leis­
tungsabschluss gemäß den Artikeln 53 und 54 der Verordnung (EU) 
2021/2116 und das Konformitätsverfahren gemäß Artikel 55 der ge­
nannten Verordnung wird der erste Wechselkurs angewendet, den die 
Europäische Zentralbank nach dem Tag des Erlasses der entsprechen­
den Durchführungsrechtsakte festgelegt hat. 

▼B
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(4) In anderen als den in den Absätzen 1, 2 und 3 genannten Fällen 
und für Vorhaben, für die im Unionsrecht kein maßgeblicher Tat­
bestand vorgesehen ist, wird für Mitgliedstaaten, die den Euro nicht 
als Währung eingeführt haben, der vorletzte Wechselkurs angewendet, 
den die Europäische Zentralbank vor dem Monat festgesetzt hat, für 
den die betreffenden Ausgaben und zweckgebundenen Einnahmen ge­
meldet werden. 

KAPITEL III 

Rechnungsabschluss und sonstige Kontrollen 

▼M5 __________ 

▼B 

Artikel 14 

Kriterien und Methoden für die Anwendung von Korrekturen im 
Rahmen des Konformitätsverfahrens für Ausgaben außerhalb des 
Anwendungsbereichs der Verordnung (EU) 2021/2115 oder für die 
kulturspezifische Zahlung für Baumwolle und die 

Vorruhestandsbeihilfe 

(1) Beim Erlass des Beschlusses über die Beträge, die gemäß Arti­
kel 55 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2021/2116 von der Unionsfinan­
zierung auszuschließen sind, unterscheidet die Kommission zwischen 
den als rechtsgrundlos gezahlt ermittelten Beträgen oder Teilbeträgen 
und denjenigen Beträgen, die durch Extrapolation oder pauschale Kor­
rekturen festgesetzt wurden. 

Bei der Festsetzung der Beträge, die von der Unionsfinanzierung aus­
geschlossen werden können, wenn festgestellt wird, dass Ausgaben 
außerhalb des Anwendungsbereichs der Verordnung (EU) 2021/2115, 
für die kulturspezifische Zahlung für Baumwolle oder die Vorruhe­
standsbeihilfe gemäß Titel III Kapitel II Abschnitt 3 Unterabschnitt 
2 bzw. Artikel 155 Absatz 2 der genannten Verordnung nicht im Ein­
klang mit dem Unionsrecht getätigt wurden, stützt sich die Kommission 
auf ihre eigenen Feststellungen und berücksichtigt die von den Mit­
gliedstaaten im Rahmen des Konformitätsverfahrens gemäß Artikel 55 
der Verordnung (EU) 2021/2116 übermittelten Informationen. 

(2) Bei dem Ausschluss stützt sie sich nur dann auf die Ermittlung 
der rechtsgrundlos gezahlten Beträge, wenn diese ohne einen unverhält­
nismäßig hohen Aufwand ermittelt werden können. Ist es der Kommis­
sion nur mit einem unverhältnismäßig hohen Aufwand möglich, die 
rechtsgrundlos gezahlten Beträge zu ermitteln, können die Mitgliedstaa­
ten innerhalb der von der Kommission für das Konformitätsverfahren 
vorgegebenen Fristen Angaben über die Überprüfung dieser Beträge 
vorlegen, die sich auf eine Prüfung aller potenziell von dem Verstoß 
betroffenen Einzelfälle stützen. Die Überprüfung muss sich auf die 
gesamten Ausgaben erstrecken, die nicht gemäß dem anwendbaren 
Recht getätigt wurden und zulasten des Unionshaushalts gingen. Die 
übermittelten Daten müssen alle einzelnen Beträge umfassen, die auf­
grund des betreffenden Verstoßes nicht förderfähig sind. 

▼B
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(3) Ist es nicht möglich, die rechtsgrundlos gezahlten Beträge gemäß 
Absatz 2 zu ermitteln, kann die Kommission die auszuschließenden 
Beträge durch Anwendung von extrapolierten Korrekturen bestimmen. 
Um es der Kommission zu ermöglichen, die einschlägigen Beträge zu 
bestimmen, können die Mitgliedstaaten innerhalb der von der Kommis­
sion für das Konformitätsverfahren vorgegebenen Fristen eine Berech­
nung des von der Unionsfinanzierung auszuschließenden Betrags vor­
legen, bei der die Ergebnisse der Überprüfung einer repräsentativen 
Stichprobe von Fällen auf statistischem Wege extrapoliert wurden. 
Die Stichprobe ist aus der Grundgesamtheit zu ziehen, bei der nach 
vernünftigem Ermessen damit zu rechnen ist, dass der betreffende Ver­
stoß auftritt. 

(4) Um die von den Mitgliedstaaten übermittelten Ergebnisse gemäß 
den Absätzen 2 und 3 berücksichtigen zu können, muss die Kommis­
sion in der Lage sein, 

a) die von den Mitgliedstaaten genau zu beschreibenden Methoden für 
die Ermittlung oder Extrapolation zu beurteilen; 

b) die Repräsentativität der Stichprobe gemäß Absatz 3 zu prüfen; 

c) den Inhalt und die Ergebnisse der Ermittlung oder Extrapolation zu 
prüfen; 

d) ausreichende und einschlägige Prüfnachweise hinsichtlich der zu­
grunde liegenden Daten zu erhalten. 

(5) Bei der Anwendung extrapolierter Korrekturen gemäß Absatz 3 
können die Mitgliedstaaten die von der bescheinigenden Stelle bestä­
tigten Kontrollstatistiken der Zahlstellen oder die von der bescheinigen­
den Stelle bei ihren Prüfungen gemäß Artikel 12 der Verordnung (EU) 
2021/2116 ermittelte Fehlerquote heranziehen, sofern folgende Bedin­
gungen erfüllt sind: 

a) Die Kommission ist mit der von den bescheinigenden Stellen ge­
leisteten Arbeit zufrieden, sowohl was die Prüfstrategie als auch was 
Inhalt, Umfang und Qualität der eigentlichen Prüftätigkeit anbe­
langt; 

b) die Arbeiten der bescheinigenden Stellen erstrecken sich auf den 
Anwendungsbereich des betreffenden Konformitätsverfahrens, ins­
besondere in Bezug auf die Maßnahmen oder Regelungen; 

c) der Betrag etwaiger anzuwendender Sanktionen wurde bei der Er­
mittlung berücksichtigt. 

(6) Sind die Bedingungen für die Festsetzung der von der Unions­
finanzierung auszuschließenden Beträge gemäß den Absätzen 2 und 3 
nicht erfüllt oder lassen sich die auszuschließenden Beträge aufgrund 
der Natur des Falls nicht auf der Grundlage der genannten Absätze 
bestimmen, so wendet die Kommission angemessene pauschale Korrek­
turen an, wobei sie der Art und der Schwere des Verstoßes und dem 
von ihr geschätzten Risiko eines für den Unionshaushalt entstandenen 
finanziellen Schadens Rechnung trägt. 

▼B
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Die Höhe der pauschalen Korrekturen wird insbesondere unter Berück­
sichtigung der Art des Verstoßes festgesetzt. Zu diesem Zweck wird bei 
den Kontrollmängeln zwischen Schlüsselkontrollen und Zusatzkontrol­
len wie folgt unterschieden: 

a) Schlüsselkontrollen sind die Verwaltungs- und Vor-Ort-Kontrollen, 
die erforderlich sind, um die Zulässigkeit der Beihilfen und die 
entsprechende Anwendung von Kürzungen und Sanktionen zu über­
prüfen; 

b) Zusatzkontrollen sind alle anderen Verwaltungsmaßnahmen, die er­
forderlich sind, um Anträge korrekt zu bearbeiten. 

Werden im Rahmen desselben Konformitätsverfahrens verschiedene 
Verstöße festgestellt, die einzeln genommen unterschiedliche pauschale 
Korrekturen zur Folge hätten, so findet nur die höchste pauschale Kor­
rektur Anwendung. 

(7) Bei der Festsetzung der Höhe der pauschalen Korrekturen be­
rücksichtigt die Kommission insbesondere die folgenden Umstände, bei 
denen die Mängel gravierender sind und somit ein größeres Verlustri­
siko für den Unionshaushalt besteht: 

a) eine oder mehrere Schlüsselkontrollen werden nicht oder nur so 
unzulänglich bzw. so selten vorgenommen, dass sie unzureichend 
sind, um die Förderfähigkeit eines Antrags zu beurteilen oder Un­
regelmäßigkeiten zu verhindern; 

b) für dasselbe Kontrollsystem werden mindestens drei Mängel fest­
gestellt; 

c) es wird festgestellt, dass ein Mitgliedstaat ein Kontrollsystem über­
haupt nicht oder nur in äußerst mangelhafter Weise anwendet, und 
es gibt Beweise, die auf weitverbreitete Unregelmäßigkeiten sowie 
auf Fahrlässigkeit bei der Bekämpfung unregelmäßiger oder betrü­
gerischer Praktiken schließen lassen; 

d) in einem Mitgliedstaat werden ähnliche Mängel in demselben Sektor 
im Rahmen einer Untersuchung aufgedeckt, die derjenigen Unter­
suchung folgt, in deren Rahmen die Mängel erstmals aufgedeckt und 
dem Mitgliedstaat mitgeteilt wurden, wobei jedoch die von dem 
Mitgliedstaat bereits ergriffenen Abhilfe- oder Ausgleichsmaßnah­
men berücksichtigt werden. 

▼M4 
(8) Legt der Mitgliedstaat objektive Informationen vor, die nicht den 
Anforderungen gemäß den Absätzen 2 und 3 entsprechen, aus denen 
aber hervorgeht, dass der höchste Verlust für die Fonds maximal so 
groß ist wie der Verlust, der sich bei Anwendung eines Pauschalsatzes, 
der geringer als der vorgeschlagene ausfällt, ergeben würde, so wendet 
die Kommission bei der Bestimmung der gemäß Artikel 55 der Ver­
ordnung (EU) 2021/2116 von der Unionsfinanzierung auszuschließen­
den Beträge diesen niedrigeren Pauschalsatz an. 

▼B 
(9) Beträge, die vor einem von der Kommission im Rahmen des 
Konformitätsverfahrens festzulegenden Zeitpunkt bei den Begünstigten 
eingezogen und dem EGFL bzw. dem ELER gutgeschrieben wurden, 
werden von dem Betrag abgezogen, den die Kommission beschließt, 
gemäß Artikel 55 der Verordnung (EU) 2021/2116 von der Unions­
finanzierung auszuschließen. 

▼B
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Artikel 15 

Kriterien und Methoden für die Anwendung von Korrekturen im 
Rahmen des Konformitätsverfahrens für Ausgaben innerhalb des 

Anwendungsbereichs der Verordnung (EU) 2021/2115 

(1) Beim Erlass des Beschlusses über die Beträge, die gemäß Arti­
kel 55 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2021/2116 von der Unionsfinan­
zierung auszuschließen sind, stützt sich die Kommission auf ihre eige­
nen Feststellungen und berücksichtigt die Informationen, die von den 
Mitgliedstaaten im Rahmen des Konformitätsverfahrens gemäß Arti­
kel 55 Absatz 3 der genannten Verordnung übermittelt werden. Der 
von der Unionsfinanzierung auszuschließende Betrag muss dem tat­
sächlichen finanziellen Verlust oder Risiko für den Unionshaushalt 
möglichst weitgehend entsprechen. 

(2) Stellt die Kommission fest, dass die Ausgaben nicht im Einklang 
mit dem Unionsrecht getätigt wurden, kann sie die auszuschließenden 
Beträge unter Anwendung von pauschalen Korrekturen bestimmen, wo­
bei sie der Art und der Schwere des Verstoßes und dem von ihr ge­
schätzten Risiko eines für den Unionshaushalt entstandenen finanziellen 
Schadens Rechnung trägt. 

Die Höhe der pauschalen Korrekturen wird insbesondere unter Berück­
sichtigung der Art des gravierenden Mangels festgesetzt. Dabei werden 
die Elemente des Verwaltungssystems berücksichtigt, die von den gra­
vierenden Mängeln betroffen sind. 

Werden im Rahmen desselben Konformitätsverfahrens verschiedene 
gravierende Mängel festgestellt, die einzeln genommen unterschiedliche 
pauschale Korrekturen zur Folge hätten, so findet nur die höchste pau­
schale Korrektur Anwendung. 

(3) Bei der Festsetzung der Höhe der pauschalen Korrekturen be­
rücksichtigt die Kommission insbesondere die folgenden Umstände, bei 
denen die Mängel gravierender sind und somit ein größeres Verlustri­
siko für den Unionshaushalt besteht: 

a) Es bestehen gravierende Mängel in Bezug auf ein oder mehrere 
Elemente der Verwaltungssysteme; 

b) es wird festgestellt, dass ein Mitgliedstaat ein Element des Verwal­
tungssystems nicht anwendet, und es gibt Beweise, die auf weitver­
breitete Unregelmäßigkeiten sowie auf Fahrlässigkeit bei der Be­
kämpfung unregelmäßiger oder betrügerischer Praktiken schließen 
lassen; 

c) in einem Mitgliedstaat werden ähnliche Mängel in demselben Sektor 
im Rahmen einer Untersuchung aufgedeckt, die derjenigen Unter­
suchung folgt, in deren Rahmen die Mängel erstmals aufgedeckt und 
dem Mitgliedstaat mitgeteilt wurden, wobei jedoch die von dem 
Mitgliedstaat bereits ergriffenen Abhilfe- oder Ausgleichsmaßnah­
men berücksichtigt werden. 

▼M4 
(4) Legt ein Mitgliedstaat dar, dass der höchste Verlust für den 
EGFL und den ELER maximal so groß ist wie der Verlust, der sich 
aus der Anwendung eines Pauschalsatzes, der geringer als der vor­
geschlagene ausfällt, ergeben würde, so kann die Kommission bei der 
Festsetzung der Beträge, die im Rahmen des Konformitätsverfahrens 
gemäß Artikel 55 der Verordnung (EU) 2021/2116 von der Unions­
finanzierung auszuschließen sind, diesen niedrigeren Pauschalsatz an­
wenden oder die Bewertung der Verwaltungssysteme durch die be­
scheinigende Stelle im Rahmen ihrer Prüfung gemäß Artikel 12 der 
genannten Verordnung heranziehen. 

▼B
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(5) Soweit angebracht, können die Mitgliedstaaten innerhalb der von 
der Kommission für das Konformitätsverfahren vorgegebenen Fristen 
Angaben über die Überprüfung dieser Beträge vorlegen, die sich auf 
eine Prüfung aller potenziell von dem Mangel betroffenen Einzelfälle 
stützen. Die Überprüfung muss sich auf die gesamten Ausgaben erstre­
cken, die nicht im Einklang mit dem Unionsrecht getätigt wurden und 
zulasten des Unionshaushalts gingen. Die übermittelten Daten müssen 
alle Beträge umfassen, die aufgrund des betreffenden Verstoßes gegen 
das Unionsrecht nicht förderfähig sind. Alternativ können die Mitglied­
staaten eine Bewertung des Risikos auf der Grundlage einer statistisch 
validen und repräsentativen Stichprobe der von dem Mangel betroffe­
nen Grundgesamtheit vorlegen, sofern die Mitgliedstaaten die rechts­
grundlos gezahlten Beträge nicht ohne einen unverhältnismäßig hohen 
Aufwand berechnen können. Die bescheinigende Stelle muss die vom 
Mitgliedstaat vorgenommene Bewertung des Mangels bestätigen. 

(6) Um den von den Mitgliedstaaten gemäß Absatz 5 vorgelegten 
Ergebnissen Rechnung zu tragen, bewertet die Kommission die Metho­
de, den Inhalt und die Ergebnisse der Überprüfung oder Extrapolation. 
Ist die Kommission mit der Methode, dem Inhalt und den Ergebnissen 
der Überprüfung oder Extrapolation zufrieden, so zieht sie zur Fest­
setzung der gemäß Artikel 55 der Verordnung (EU) 2021/2116 von der 
Unionsfinanzierung auszuschließenden Beträge die von den Mitglied­
staaten gemäß Absatz 5 vorgelegten Ergebnisse heran. 

(7) Beträge, die vor einem von der Kommission im Rahmen des 
Konformitätsverfahrens festzulegenden Zeitpunkt bei den Begünstigten 
eingezogen und dem EGFL bzw. dem ELER gutgeschrieben wurden, 
werden von dem Betrag abgezogen, den die Kommission beschließt, 
gemäß Artikel 55 der Verordnung (EU) 2021/2116 von der Unions­
finanzierung auszuschließen. 

▼M1 

KAPITEL IIIa 

Besondere Bedingungen für Vorschusszahlungen 

Artikel 15a 

Besondere Bedingungen für Vorschusszahlungen gemäß Artikel 44 
Absatz 3a der Verordnung (EU) 2021/2116 

(1) Die Vorschusszahlungen gemäß Artikel 44 Absatz 3a der Ver­
ordnung (EU) 2021/2116 dürfen 80 % der für das genehmigte opera­
tionelle Programm oder gegebenenfalls für Interventionen gemäß den 
Artikeln 55 und 58 der Verordnung (EU) 2021/2115 veranschlagten 
Ausgaben nicht übersteigen. 

(2) Vorschusszahlungen gemäß Absatz 1 werden nur gewährt, wenn 
eine Sicherheit, die mindestens dem Vorschussbetrag entspricht, geleis­
tet wird. 

▼M3 

Artikel 15b 

Besondere Anforderungen für Vorschusszahlungen gemäß 
Artikel 44 Absatz 3b der Verordnung (EU) 2021/2116 

(1) Die Vorschusszahlungen gemäß Artikel 44 Absatz 3b der Ver­
ordnung (EU) 2021/2116 dürfen 80 % der Beihilfe nicht übersteigen, 
auf die Antragsteller für die Durchführung einer oder mehrerer der 
folgenden Tätigkeiten im Laufe des Schuljahres Anspruch haben: 

▼B
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a) Abgabe oder Verteilung von Erzeugnissen an Kinder; 

b) begleitende pädagogische Maßnahmen; 

c) Überwachungs- und Bewertungsmaßnahmen; 

d) Öffentlichkeitsarbeit. 

(2) Vorschusszahlungen gemäß Absatz 1 werden nur gewährt, wenn 
eine Sicherheit, die mindestens dem Vorschussbetrag entspricht, geleis­
tet wird. 

(3) Abweichend von Artikel 19 kann die zuständige Behörde auch 
dann auf die Leistung der Sicherheit verzichten, wenn es sich bei der 
für die Erfüllung der Verpflichtung verantwortlichen Partei um eine 
Behörde handelt. 

▼B 

KAPITEL IV 

Sicherheiten 

A b s c h n i t t 1 

G e l t u n g s b e r e i c h u n d B e g r i f f s b e s t i m m u n g e n 

Artikel 16 

Geltungsbereich 

Dieses Kapitel gilt in allen Fällen, in denen die Agrarvorschriften spe­
zifischer Sektoren eine Sicherheit vorsehen, unabhängig davon, ob der 
Begriff „Sicherheit“ verwendet wird oder nicht. 

Dieses Kapitel gilt nicht für Sicherheiten, die zur Sicherstellung der 
Zahlung von Einfuhr- und Ausfuhrabgaben gemäß der Verordnung 
(EU) Nr. 952/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates ( 1 ) ge­
leistet werden. 

Artikel 17 

In diesem Kapitel verwendete Begriffe 

Für die Zwecke dieses Kapitels bezeichnet der Ausdruck 

a) „zuständige Behörde“ die Stelle, die zur Entgegennahme einer Si­
cherheit oder zur Entscheidung darüber ermächtigt ist, ob eine Si­
cherheit nach der einschlägigen Verordnung freigegeben oder ein­
behalten wird; 

b) „globale Sicherheit“ eine Sicherheit, die bei der zuständigen Be­
hörde geleistet wird, um die Erfüllung mehrerer Verpflichtungen 
zu gewährleisten; 

c) „betreffender Teilbetrag der Sicherheit“ den Teilbetrag der Sicher­
heit, der der Menge entspricht, für die eine Verpflichtung nicht 
erfüllt wurde. 

▼M3 

( 1 ) Verordnung (EU) Nr. 952/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 9. Oktober 2013 zur Festlegung des Zollkodex der Union (ABl. L 269 
vom 10.10.2013, S. 1).
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A b s c h n i t t 2 

V e r p f l i c h t u n g z u r L e i s t u n g d e r S i c h e r h e i t 

Artikel 18 

Verantwortlicher 

Die Sicherheit muss von oder im Namen der Partei geleistet werden, 
die für die Zahlung des Geldbetrags verantwortlich ist, wenn eine Ver­
pflichtung nicht erfüllt wird. 

Artikel 19 

Verzicht auf Leistung einer Sicherheit 

(1) Die zuständige Behörde kann auf die Leistung der Sicherheit 
verzichten, wenn für die Erfüllung der Verpflichtung 

a) eine öffentliche Stelle verantwortlich ist, die in Ausübung hoheitli­
cher Gewalt tätig wird, oder 

b) eine privatrechtliche Institution verantwortlich ist, die unter staatli­
cher Aufsicht in Ausübung der in Buchstabe a genannten Gewalt 
tätig wird. 

(2) Die zuständige Behörde kann auf die Leistung der Sicherheit 
verzichten, wenn sich die Sicherheit auf weniger als 500 EUR beläuft. 
In diesem Fall verpflichtet sich der Beteiligte schriftlich dazu, im Falle 
der Nichterfüllung der entsprechenden Verpflichtung einen Betrag zu 
zahlen, der der Sicherheit entspricht, auf die verzichtet wurde. 

Bei Anwendung von Unterabsatz 1 wird der Wert der Sicherheit so 
berechnet, dass alle mit demselben Vorhaben zusammenhängenden 
Verpflichtungen erfasst sind. 

Artikel 20 

Bedingungen für Sicherheiten 

(1) Die zuständige Stelle lehnt eine vorgeschlagene Sicherheit ab 
oder verlangt ihren Ersatz, wenn sie der Auffassung ist, dass diese 
ungeeignet oder ungenügend ist oder die Deckung nicht für einen hin­
reichenden Zeitraum gewährleistet. 

(2) Bei Überweisung von Bargeld wird die Sicherheit erst dann als 
geleistet angesehen, wenn die zuständige Behörde sicher ist, über den 
entsprechenden Betrag verfügen zu können. 

(3) Ein Scheck mit der Garantie einer von dem Mitgliedstaat der 
zuständigen Behörde zu diesem Zweck anerkannten Finanzinstitution 
gilt als Bargeld. Die zuständige Behörde braucht einen solchen Scheck 
erst gegen Ende der Garantiefrist einzulösen. 

Andere als in Unterabsatz 1 genannte Schecks werden als Sicherheit 
erst wirksam, wenn die zuständige Stelle sicher ist, über den entspre­
chenden Betrag verfügen zu können. 

(4) Alle von den Finanzinstitutionen berechneten Kosten gehen zu­
lasten des Beteiligten, der die Sicherheit leistet. 

▼B
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(5) Eine bar hinterlegte Sicherheit trägt keine Zinsen für den Betei­
ligten, der sie geleistet hat. 

Artikel 21 

Verwendung des Euro 

(1) Die Sicherheiten werden in Euro geleistet. 

(2) Wird die Sicherheit in einem Mitgliedstaat, der den Euro nicht 
als Währung eingeführt hat, angenommen, so wird der in Euro aus­
gedrückte Betrag der Sicherheit im Einklang mit Kapitel V in die 
geltende Landeswährung umgerechnet. Die der Sicherheit entspre­
chende Verbindlichkeit und der Betrag, der bei einer etwaigen Unregel­
mäßigkeit oder einem etwaigen Verstoß einbehalten wird, werden wei­
terhin in Euro ausgedrückt. 

Artikel 22 

Bürge 

(1) Der Bürge muss seinen offiziell angemeldeten Wohnsitz oder 
eine Niederlassung in der Europäischen Union haben und vorbehaltlich 
der Bestimmungen des AEUV über den freien Dienstleistungsverkehr 
von der zuständigen Stelle des Mitgliedstaats, in dem die Sicherheit 
geleistet wird, zugelassen werden. Der Bürge verpflichtet sich durch 
eine schriftliche Bürgschaft. 

(2) Eine schriftliche Bürgschaft muss mindestens folgende Angaben 
enthalten: 

a) die Verpflichtung oder, falls es sich um eine globale Sicherheit 
handelt, die Art(en) von Verpflichtungen, deren Erfüllung durch 
die Zahlung eines Geldbetrags gewährleistet wird; 

b) den Höchstbetrag, für den der Bürge einsteht; 

c) die verbindliche Zusage des Bürgen, gesamtschuldnerisch mit dem 
Beteiligten, der die Verpflichtung zu erfüllen hat, beim Verfall der 
Sicherheit innerhalb von 30 Tagen nach Aufforderung durch die 
zuständige Behörde den geschuldeten Betrag bis zur Höhe des Ga­
rantiebetrags zu zahlen. 

(3) Liegt bereits eine schriftliche globale Sicherheit vor, so bestimmt 
die zuständige Behörde das Verfahren, das gewährleistet, dass eine 
globale Sicherheit ganz oder teilweise als Sicherheit für eine bestimmte 
Verpflichtung dient. 

Artikel 23 

Höhere Gewalt 

Macht eine Person, der eine durch eine Sicherheit gedeckte Verpflich­
tung obliegt, geltend, dass die Verpflichtung wegen höherer Gewalt 
nicht erfüllt werden konnte, so muss sie den zuständigen Behörden 
nachweisen, dass es sich um höhere Gewalt handelt. Erkennt die zu­
ständige Behörde einen Fall von höherer Gewalt an, so wird die Ver­
pflichtung ausschließlich für die Freigabe der Sicherheit aufgehoben. 

▼B



 

02022R0127 — DE — 29.03.2026 — 004.001 — 19 

A b s c h n i t t 3 

F r e i g a b e u n d V e r f a l l v o n a n d e r e n a l s d e n i n 
A b s c h n i t t 4 g e n a n n t e n S i c h e r h e i t e n 

Artikel 24 

Verfall von Sicherheiten 

(1) Eine Verpflichtung gemäß Artikel 64 Absatz 1 der Verordnung 
(EU) 2021/2116 ist eine Verpflichtung, eine Handlung vorzunehmen 
oder zu unterlassen, die für die Ziele der Verordnung, welche sie auf­
erlegt, von grundsätzlicher Bedeutung ist. 

(2) Bei Nichterfüllung einer Verpflichtung, für die keine Frist vor­
geschrieben ist, verfällt die Sicherheit, sobald die zuständige Behörde 
die Nichterfüllung feststellt. 

(3) Ist die Erfüllung einer Verpflichtung an eine bestimmte Frist 
gebunden und wird die Verpflichtung erst nach dieser Frist erfüllt, so 
verfällt die Sicherheit. 

In diesem Fall verfällt die Sicherheit unmittelbar zu 10 %, zuzüglich 
eines auf den Restbetrag angewendeten Prozentsatzes von 

a) 2 % je Kalendertag, um den die Frist überschritten wurde, wenn sich 
die Verpflichtung auf die Einfuhr von Waren in ein Drittland be­
zieht, 

b) 5 % je Kalendertag, um den die Frist überschritten wurde, wenn die 
Verpflichtung damit zusammenhängt, dass die Erzeugnisse das Zoll­
gebiet der Union verlassen. 

▼M1 
(4) Wird eine Verpflichtung fristgerecht erfüllt, und ist für die Vor­
lage des Nachweises über die Erfüllung eine bestimmte Frist vorgege­
ben, so verfällt die für diese Verpflichtung geleistete Sicherheit für 
jeden Kalendertag, um den diese Frist überschritten wird, nach der 
Formel 0,2/Frist in Tagen unter Berücksichtigung von Artikel 26. 

▼B 
Besteht der Nachweis gemäß Unterabsatz 1 in der Vorlage einer aus­
geschöpften oder abgelaufenen Einfuhr- oder Ausfuhrlizenz, so verfällt 
die Sicherheit zu 15 %, wenn der Nachweis nach der vorgegebenen 
Frist gemäß Unterabsatz 1, aber spätestens am 730. Kalendertag nach 
Ablauf der Lizenz übermittelt wird. Nach diesen 730 Kalendertagen 
verfällt der Restbetrag der Sicherheit in voller Höhe. 

(5) Der Betrag der einbehaltenen Sicherheit wird auf den nächstlie­
genden Betrag in Euro oder in der jeweiligen Landeswährung abge­
rundet. 

Artikel 25 

Freigabe der Sicherheit 

(1) Sobald in der in den spezifischen Unionsvorschriften vor­
geschriebenen Form nachgewiesen ist, dass eine Verpflichtung erfüllt 
wurde, oder die Sicherheit gemäß Artikel 64 Absatz 2 der Verordnung 
(EU) 2021/2116 und Artikel 24 der vorliegenden Verordnung teilweise 
verfallen ist, wird die Sicherheit bzw. der Restbetrag der Sicherheit 
unverzüglich freigegeben. 

▼B
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(2) Eine Sicherheit wird auf Antrag teilweise freigegeben, wenn der 
entsprechende Nachweis für einen Teil der Warenmenge erbracht wur­
de, sofern dieser Teil nicht unter der Mindestmenge liegt, die in der die 
Sicherheit vorschreibenden Verordnung oder in Ermangelung einer sol­
chen Vorgabe durch den Mitgliedstaat festgesetzt ist. 

(3) Ist keine Frist für die Erbringung des zur Freigabe der Sicherheit 
erforderlichen Nachweises festgesetzt, so beträgt diese 365 Kalender­
tage ab dem Endtermin, der für die Erfüllung der durch die geleistete 
Sicherheit gedeckten Verpflichtung vorgesehen ist. Ist kein Endtermin 
für die Erfüllung der durch die geleistete Sicherheit gedeckten Ver­
pflichtung vorgesehen, so beträgt die Frist für die Erbringung des zur 
Freigabe der Sicherheit erforderlichen Nachweises 365 Kalendertage ab 
dem Zeitpunkt, an dem alle Verpflichtungen erfüllt sind. 

Die Frist gemäß Unterabsatz 1 darf nicht mehr als 1 095 Kalendertage 
ab dem Zeitpunkt der Leistung der Sicherheit für die betreffende Ver­
pflichtung betragen. 

Artikel 26 

Schwellenwerte 

(1) Der verfallene Betrag kann in keinem Fall 100 % des betreffen­
den Teilbetrags der Sicherheit überschreiten. 

(2) Die zuständige Behörde kann auf einen verfallenen Betrag von 
weniger als 100 EUR verzichten, sofern die nationalen Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften ähnliche Regeln für analoge Fälle vorsehen. 

A b s c h n i t t 4 

S i c h e r h e i t e n i m R a h m e n v o n V o r s c h u s s z a h l u n ­
g e n 

▼M1 

Artikel 27 

Geltungsbereich 

Dieser Abschnitt gilt in allen Fällen, in denen spezifische Unionsvor­
schriften vorsehen, dass Vorschusszahlungen geleistet werden können, 
bevor die für die Gewährung einer Beihilfe oder eines Vorteils fest­
gelegte Verpflichtung erfüllt ist. 

▼B 

Artikel 28 

▼M3 
Freigabe und Verfall von Sicherheiten 

▼B 
(1) Die Sicherheit wird freigegeben, wenn 

a) der Anspruch auf die endgültige Zahlung des als Vorschuss gezahl­
ten Betrages nachgewiesen ist oder 

b) der Vorschuss zuzüglich eines etwaigen in den spezifischen Unions­
vorschriften vorgesehenen Zuschlags zurückgezahlt wurde. 

▼B
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(1a) Anträgen auf Freigabe der Sicherheit für Vorschusszahlungen 
sind Belege beizufügen, aus denen der endgültige Anspruch auf den 
gewährten Betrag oder die Rückzahlung des gewährten Betrags, gege­
benenfalls zuzüglich eines etwaigen in den spezifischen Unionsvor­
schriften vorgesehenen Zuschlags, hervorgeht. 

▼M3 
(2) Wird der Anspruch auf die endgültige Zahlung des Vorschusses 
nicht fristgerecht nachgewiesen, so lässt die zuständige Behörde die 
Sicherheit unverzüglich nach dem Verfahren des Artikels 56 der Durch­
führungsverordnung (EU) 2022/128 der Kommission ( 1 ) verfallen. 

Sofern in spezifischen Unionsvorschriften vorgesehen, kann dieser 
Nachweis jedoch unter Teilfreigabe der Sicherheit auch nach dem Frist­
ablauf erbracht werden. 

▼B 

KAPITEL V 

Verwendung des Euro 

Artikel 29 

Handel mit Drittländern 

(1) Für Beträge im Zusammenhang mit Einfuhren sowie Ausfuhrs­
teuern, die nach dem die Gemeinsame Agrarpolitik betreffenden Uni­
onsrecht in Euro festgesetzt werden und von den Mitgliedstaaten in 
Landeswährung zu erheben sind, ist der Umrechnungskurs ausdrücklich 
gleich dem Kurs, der gemäß Artikel 53 Absatz 1 der Verordnung (EU) 
Nr. 952/2013 anzuwenden ist. 

(2) Für die nach dem Agrarrecht der Union für den Handelsverkehr 
mit Drittländern in Euro ausgedrückten Preise und Beträge ist der maß­
gebliche Tatbestand für den Wechselkurs die Annahme der Zollanmel­
dung. 

(3) Für die Berechnung des pauschalen Einfuhrwerts für Obst und 
Gemüse, anhand dessen der Einfuhrpreis festgesetzt wird, ist der maß­
gebliche Tatbestand für den Wechselkurs für die repräsentativen Notie­
rungen, die zur Berechnung dieses Pauschalwerts und des abzuziehen­
den Betrags herangezogen werden, der Tag, an dem die repräsentativen 
Notierungen ermittelt werden. 

Artikel 30 

Spezifische Beihilfen 

(1) Für die Beihilfen, die bezogen auf die vermarktete Erzeugnis­
menge oder bezogen auf die einer besonderen Verwendung zuzufüh­
rende Erzeugnismenge gewährt werden, ist — unbeschadet der Arti­
kel 32 und 33 — der maßgebliche Tatbestand für den Wechselkurs die 
erste für die Beihilfegewährung obligatorische Handlung, die nach der 
Übernahme der Erzeugnisse durch den jeweiligen Marktteilnehmer die 
angemessene Verwendung der betreffenden Erzeugnisse gewährleistet. 

▼M1 

( 1 ) Durchführungsverordnung (EU) 2022/128 der Kommission vom 21. Dezem­
mber 2021 mit Durchführungsbestimmungen zur Verordnung (EU) 2021/2116 
des Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich der Zahlstellen und 
anderen Einrichtungen, der Finanzverwaltung, des Rechnungsabschlusses, der 
Kontrollen, der Sicherheiten und der Transparenz (ABl. L 20 vom 31.1.2022, 
S. 131).



 

02022R0127 — DE — 29.03.2026 — 004.001 — 22 

(2) Für die Beihilfen für die private Lagerhaltung ist der maßgeb­
liche Tatbestand für den Wechselkurs der erste Tag des Zeitraums, für 
den die Beihilfe im Rahmen des betreffenden Vertrags gewährt wird. 

(3) Für die nicht in den Absätzen 1 und 2 sowie den Artikeln 32 
und 33 genannten Beihilfen ist der maßgebliche Tatbestand für den 
Wechselkurs der letzte Tag der Frist für die Einreichung von Anträgen. 

Artikel 31 

Weinsektor 

(1) In folgenden Fällen ist der maßgebliche Tatbestand für den 
Wechselkurs der erste Tag des Weinwirtschaftsjahrs, in dem die Unter­
stützung gewährt wird: 

a) Umstrukturierung und Umstellung von Rebflächen gemäß Artikel 58 
Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe a der Verordnung (EU) 
2021/2115; 

b) befristete und degressiv gestaffelte Hilfe zur Deckung der Verwal­
tungskosten für die Einrichtung von Fonds auf Gegenseitigkeit ge­
mäß Artikel 58 Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe l der Verordnung 
(EU) 2021/2115; 

c) Ernteversicherung gegen Einkommensverluste aufgrund von Natur­
katastrophen gleichzusetzenden widrigen Witterungsverhältnissen, 
widrigen Witterungsverhältnissen, durch Tiere verursachten Schä­
den, Pflanzenkrankheiten oder Schädlingsbefall gemäß Artikel 58 
Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe d der Verordnung (EU) 
2021/2115. 

(2) Für Vorhaben der grünen Weinlese gemäß Artikel 58 Absatz 1 
Unterabsatz 1 Buchstabe c der Verordnung (EU) 2021/2115 ist der 
maßgebliche Tatbestand für den Wechselkurs der Tag, an dem das 
betreffende Vorhaben durchgeführt wird. 

(3) Für die im Einklang mit den Einschränkungen in Anhang VIII 
Teil II Abschnitt D der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 durchgeführte 
Destillation von Nebenerzeugnissen der Weinbereitung gemäß Arti­
kel 58 Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe g der Verordnung (EU) 
2021/2115 ist der maßgebliche Tatbestand für den Wechselkurs der 
erste Tag des Haushaltsjahres, in dem das Nebenerzeugnis geliefert 
wird. 

(4) Für die Investitionen gemäß Artikel 58 Absatz 1 Unterabsatz 1 
Buchstaben b, e und m der Verordnung (EU) 2021/2115 ist der maß­
gebliche Tatbestand für den Wechselkurs der 1. Januar des Jahres, in 
dem der Beschluss zur Gewährung der Beihilfe gefasst wird. 

(5) Für die Interventionskategorien gemäß Artikel 58 Absatz 1 Un­
terabsatz 1 Buchstaben f, h, i, j, und k der Verordnung (EU) 2021/2115 
ist der maßgebliche Tatbestand für den Wechselkurs der vorletzte 
Wechselkurs, den die Europäische Zentralbank vor dem Monat fest­
gesetzt hat, für den die Ausgaben oder zweckgebundenen Einnahmen 
gemeldet werden. 

▼B
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Artikel 31a 

Imkereiprogramme 

Für Beträge, die als Beihilfe im Rahmen von Imkereiprogrammen ge­
mäß Artikel 55 der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 gezahlt werden, ist 
der maßgebliche Tatbestand für den Wechselkurs der 1. Januar des 
Jahres, in dem die Zahlung erfolgt. 

▼B 

Artikel 32 

Beträge und Zahlungen im Zusammenhang mit der Durchführung 
des Schulprogramms 

Für die Beihilfe zur Umsetzung des Schulprogramms gemäß Teil II 
Titel I Kapitel II Abschnitt I der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 ist 
der maßgebliche Tatbestand für den Wechselkurs der 1. Januar, der 
dem betreffenden Schuljahr vorausgeht. 

Artikel 33 

Förderung mit struktur- oder umweltpolitischer Zielsetzung 

Für gemäß Titel III Kapitel IV der Verordnung (EU) 2021/2115 ge­
zahlte Fördermittel zur Entwicklung des ländlichen Raums und für 
Zahlungen im Zusammenhang mit gemäß der Verordnung (EU) 
Nr. 1305/2013 genehmigten Maßnahmen ist der maßgebliche Tat­
bestand für den Wechselkurs der 1. Januar des Jahres, in dem der 
Beschluss zur Gewährung der Beihilfe gefasst wird. 

Ist jedoch die Zahlung der Beträge gemäß Unterabsatz 1 aufgrund von 
Unionsvorschriften über mehrere Jahre gestaffelt, so ist der maßgeb­
liche Tatbestand für den Wechselkurs, zu dem die einzelnen Jahres­
tranchen umgerechnet werden, der 1. Januar des Jahres, für das die 
betreffende Tranche gezahlt wird. 

Artikel 34 

Andere Beträge und Preise 

Für nicht in den Artikeln 30 bis 33 genannte Preise oder Beträge oder 
für an diese Preise gekoppelte Beträge, die im Unionsrecht oder im 
Rahmen einer Ausschreibung in Euro ausgedrückt sind, ist der maß­
gebliche Tatbestand für den Wechselkurs der Tag, an dem eine der 
folgenden Rechtshandlungen erfolgt: 

a) bei Käufen der Zeitpunkt, an dem das gültige Angebot eingeht; 

b) bei Verkäufen der Zeitpunkt, an dem das gültige Angebot eingeht; 

c) bei Rücknahmen von Erzeugnissen der Tag, an dem die Rücknahme 
stattfindet; 

d) bei Vorhaben der Nichternte und der Ernte vor der Reifung der Tag, 
an dem das Vorhaben der Nichternte bzw. der Ernte vor der Reifung 
durchgeführt wird; 

e) für Kosten für Transport, Verarbeitung oder öffentliche Lagerhal­
tung sowie die für Studien gewährten Beträge, die im Wege einer 
Ausschreibung festgesetzt werden, der letzte Tag der Angebotsfrist 
der betreffenden Ausschreibung; 

▼M1
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f) für die Notierung von Preisen, Beträgen oder Angeboten am Markt 
der Tag, für den der Preis, der Betrag oder das Angebot notiert 
wird; 

g) für Sanktionen wegen Verstoßes gegen das Agrarrecht das Datum 
des Aktes, mit dem die Fakten von der zuständigen Behörde fest­
gestellt werden. 

Artikel 35 

Vorschusszahlungen 

Für Vorschusszahlungen ist der maßgebliche Tatbestand für den Wech­
selkurs der maßgebliche Tatbestand, der für die Preise und Beträge gilt, 
für welche die Vorschusszahlung gewährt wird, wenn dieser Tatbestand 
bis zum Zeitpunkt der Vorschusszahlung eingetreten ist, oder in ande­
ren Fällen der Tag, an dem die Vorschusszahlung in Euro festgesetzt 
wird, oder, falls dies nicht der Fall ist, der Tag der Vorschusszahlung. 
Unbeschadet der Anwendung des maßgeblichen Tatbestands für den 
betreffenden Preis oder Betrag auf den Gesamtpreis oder Gesamtbetrag 
wird der maßgebliche Tatbestand für den Wechselkurs auf Vorschuss­
zahlungen angewendet. 

Artikel 36 

Sicherheiten 

Der maßgebliche Tatbestand für den Wechselkurs für Sicherheiten ist 
der Tag, an dem die Sicherheit geleistet wird. 

Allerdings gelten folgende Ausnahmen: 

a) Für Sicherheiten im Zusammenhang mit Vorschusszahlungen ist der 
maßgebliche Tatbestand für den Wechselkurs der für den Vor­
schussbetrag festgelegte maßgebliche Tatbestand, sofern er bis zu 
dem Zeitpunkt eingetreten ist, an dem die Sicherheit geleistet wird. 

b) Für Sicherheiten im Zusammenhang mit den im Rahmen einer Aus­
schreibung eingereichten Angeboten ist der maßgebliche Tatbestand 
für den Wechselkurs der Tag, an dem das Angebot eingereicht wird. 

c) Für Sicherheiten im Zusammenhang mit der Ausführung von An­
geboten ist der maßgebliche Tatbestand für den Wechselkurs der 
Tag, an dem für die betreffende Ausschreibung die Angebotsfrist 
endet. 

Artikel 37 

Bestimmung des Wechselkurses 

Ist im Unionsrecht ein maßgeblicher Tatbestand festgelegt, so ist der 
anzuwendende Wechselkurs der letzte Wechselkurs, den die Europäi­
sche Zentralbank vor dem ersten Tag des Monats festgesetzt hat, in 
dem der maßgebliche Tatbestand eintritt. 

Der anzuwendende Wechselkurs ist jedoch 

a) für die in Artikel 29 Absatz 2 der vorliegenden Verordnung genann­
ten Fälle, in denen der maßgebliche Tatbestand für den Wechselkurs 
die Annahme der Zollanmeldung ist, der Kurs gemäß Artikel 53 
Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 952/2013; 

▼B
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b) für im Rahmen von Vorhaben der öffentlichen Lagerhaltung ge­
tätigte Interventionsausgaben der Kurs, der sich aus der Anwendung 
von Artikel 3 Absatz 2 der Delegierten Verordnung (EU) 
Nr. 906/2014 der Kommission ( 1 ) ergibt. 

Artikel 38 

Prüfung von Geschäftsvorgängen 

Die in Euro ausgedrückten Beträge, die sich aus der Anwendung von 
Titel IV Kapitel III der Verordnung (EU) 2021/2116 ergeben, werden 
gegebenenfalls in Landeswährung umgerechnet, wobei der Wechselkurs 
angewendet wird, der am ersten Arbeitstag des Jahres, in dem der 
Prüfungszeitraum beginnt, gültig ist und im Amtsblatt der Europäischen 
Union, Reihe C, veröffentlicht wird. 

KAPITEL VI 

Übergangs- und Schlussbestimmungen 

▼M2 

Artikel 39 

Übergangsbestimmungen 

(1) Übernimmt eine gemäß der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 
zugelassene Zahlstelle neue Zuständigkeiten für Ausgaben, so muss 
sie vor dem 1. Januar 2023 für diese neuen Zuständigkeiten zugelassen 
werden. 

(2) Die in Anhang VI der Delegierten Verordnung (EU) 
Nr. 907/2014 aufgeführten Maßnahmen unterliegen nicht dem mit Titel 
IV Kapitel III der Verordnung (EU) 2021/2116 eingeführten Prüfsys­
tem. 

▼B 

Artikel 40 

Aufhebung 

Die Delegierte Verordnung (EU) Nr. 907/2014 wird mit Wirkung vom 
1. Januar 2023 aufgehoben. 

Allerdings gilt Folgendes: 

▼M2 
a) Artikel 5, Artikel 5a, Artikel 7 Absätze 3 und 4, Artikel 10, Ar­

tikel 11 Absatz 1 Unterabsatz 2, Artikel 11 Absatz 2, Artikel 12, 
Artikel 13 und Artikel 41 Absatz 5 der genannten Delegierten 
Verordnung gelten weiterhin 

i) hinsichtlich der Ausgaben und Zahlungen für Stützungsrege­
lungen gemäß der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 des Euro­
päischen Parlaments und des Rates ( 2 ) für die Kalenderjahre bis 
einschließlich 2022; 

▼B 

( 1 ) Delegierte Verordnung (EU) Nr. 906/2014 der Kommission vom 11. März 
2014 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 des Europäischen 
Parlaments und des Rates im Hinblick auf die Ausgaben für Maßnahmen der 
öffentlichen Intervention (ABl. L 255 vom 28.8.2014, S. 1). 

( 2 ) Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 17. Dezember 2013 mit Vorschriften über Direktzahlungen an Inhaber 
landwirtschaftlicher Betriebe im Rahmen von Stützungsregelungen der Ge­
meinsamen Agrarpolitik und zur Aufhebung der Verordnung (EG) 
Nr. 637/2008 des Rates und der Verordnung (EG) Nr. 73/2009 des Rates 
(ABl. L 347 vom 20.12.2013, S. 608).
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ii) für Maßnahmen, die bis zum 31. Dezember 2022 im Rahmen 
der Verordnungen (EU) Nr. 228/2013, (EU) Nr. 229/2013, 
(EU) Nr. 1308/2013 und (EU) Nr. 1144/2014 durchgeführt 
wurden; 

iii) für Stützungsregelungen gemäß Artikel 5 Absatz 6 Unter­
absatz 1 Buchstabe c und Artikel 5 Absatz 7 der Verordnung 
(EU) 2021/2117 des Europäischen Parlaments und des Rates ( 1 ) 
hinsichtlich Ausgaben und Zahlungen für Vorhaben, die gemäß 
der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 nach dem 31. Dezember 
2022 und bis zum Ende der genannten Beihilferegelungen 
durchgeführt werden, und 

iv) für den ELER hinsichtlich der Ausgaben der Begünstigten und 
der Zahlungen der Zahlstellen im Rahmen der Durchführung 
von Programmen zur Entwicklung des ländlichen Raums ge­
mäß der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013. 

▼B 
b) Artikel 13 der genannten Verordnung gilt weiterhin für laufende 

Einziehungen gemäß Artikel 54 der Verordnung (EU) 
Nr. 1306/2013. 

Artikel 41 

Inkrafttreten und Geltungsbeginn 

Diese Verordnung tritt am siebten Tag nach ihrer Veröffentlichung im 
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Sie gilt ab dem 1. Januar 2023. 

Artikel 39 gilt jedoch ab dem Tag des Inkrafttretens dieser Verordnung. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmit­
telbar in jedem Mitgliedstaat. 

▼M2 

( 1 ) Verordnung (EU) 2021/2117 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 2. Dezember 2021 zur Änderung der Verordnungen (EU) Nr. 1308/2013 
über eine gemeinsame Marktorganisation für landwirtschaftliche Erzeugnis­
se, (EU) Nr. 1151/2012 über Qualitätsregelungen für Agrarerzeugnisse und 
Lebensmittel, (EU) Nr. 251/2014 über die Begriffsbestimmung, Beschrei­
bung, Aufmachung und Etikettierung von aromatisierten Weinerzeugnissen 
sowie den Schutz geografischer Angaben für aromatisierte Weinerzeugnisse 
und (EU) Nr. 228/2013 über Sondermaßnahmen im Bereich der Landwirt­
schaft zugunsten der Regionen in äußerster Randlage der Union (ABl. L 435 
vom 6.12.2021, S. 262).
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ANHANG I 

Zulassungskriterien für Zahlstellen gemäß Artikel 1 Absatz 2 

1. INTERNES UMFELD 

A. Organisationsstruktur 

Die Zahlstelle muss über eine Organisationsstruktur verfügen, die es ihr gestat­
tet, in Bezug auf die Ausgaben des EGFL und des ELER die folgenden Haupt­
funktionen auszuüben: 

i) Sie bewilligt und kontrolliert die Zahlungen, um festzustellen, ob der einem 
Begünstigten zu zahlende Betrag den Unionsvorschriften entspricht; hierzu 
führt sie insbesondere Verwaltungs- und Vor-Ort-Kontrollen durch. 

ii) Sie zahlt den bewilligten Betrag an Begünstigte (oder ihre Bevollmächtigten) 
bzw. im Falle der Maßnahmen zur Entwicklung des ländlichen Raums den 
durch die Union kofinanzierten Anteil aus. 

iii) Sie führt die Bücher, d. h. verzeichnet alle Zahlungen in den in einem 
Informationssystem getrennt geführten Rechnungen der Zahlstelle für die 
Ausgaben des EGFL und des ELER, und erstellt periodische Ausgabenüber­
sichten, einschließlich der für die Kommission bestimmten monatlichen (für 
den EGFL), vierteljährlichen (für den ELER) und jährlichen Erklärungen. In 
den Rechnungen der Zahlstelle werden außerdem alle vom EGFL und vom 
ELER finanzierten Aktiva, insbesondere hinsichtlich der Interventionsbestän­
de, der noch nicht abgerechneten Vorschusszahlungen, der Sicherheiten und 
der Außenstände, verzeichnet. 

▼M5 
iv) Sie stellt in Bezug auf die in der Verordnung (EU) 2021/2115 genannten 

Interventionskategorien sicher, dass die Leistungsberichterstattung über Out­
putindikatoren und über Ergebnisindikatoren für die mehrjährige Leistungs­
überwachung gemäß Artikel 134 der Verordnung (EU) 2021/2115 durch­
geführt und damit nachgewiesen wird, dass Artikel 37 der Verordnung 
(EU) 2021/2116 eingehalten wird. 

▼B 
Die Organisationsstruktur der Zahlstelle gestattet eine klare Zuweisung der Be­
fugnisse und Zuständigkeiten auf allen operativen Ebenen und eine Trennung 
der drei in Absatz 1 Ziffern i, ii und iii genannten Funktionen, für die die 
Zuständigkeiten in einem Geschäftsverteilungsplan, einschließlich der Bericht­
erstattungsstruktur, definiert werden. Die Organisationsstruktur umfasst außer­
dem den technischen Prüfdienst und den internen Revisionsdienst gemäß Num­
mer 4. 

B. Personal 

Die Zahlstelle weist nach, dass sie sich für Integrität und ethische Werte ein­
setzt. Sie muss auf allen Leitungsebenen in ihren Anweisungen, ihren Hand­
lungen und ihrem Auftreten auf Integrität und ethische Werte achten. Integrität 
und ethische Werte werden in Verhaltensregeln kodifiziert und müssen allen 
Ebenen der Organisation, ausgelagerten Dienstleistern und Begünstigten bewusst 
sein. Es müssen Verfahren vorhanden sein, mit denen bewertet wird, ob Einzel­
personen und Einrichtungen den Verhaltensregeln Folge leisten, und die bei 
Abweichungen ein rechtzeitiges Einschreiten ermöglichen. Die Zahlstelle weist 
darüber hinaus nach, dass sie sich dafür einsetzt, im Hinblick auf ihre Ziele 
kompetentes Personal zu gewinnen, weiterzubilden und dauerhaft zu binden. 

Die Zahlstelle gewährleistet insbesondere Folgendes: 

i) Für die Ausführung der Maßnahmen wird geeignetes Personal eingesetzt; die 
auf den verschiedenen operationellen Ebenen erforderlichen angemessenen 
Fachkenntnisse sind vorhanden. 

▼B
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ii) Die funktionale Trennung gewährleistet, dass ein Bediensteter jeweils nur 
für eine der drei Funktionen Bewilligung, Auszahlung oder Verbuchung der 
zulasten des EGFL oder des ELER gehenden Beträge zuständig ist und dass 
kein Bediensteter eine dieser Funktionen ohne Aufsicht ausübt. 

iii) Die Zuständigkeiten der einzelnen Bediensteten werden in einer schriftlichen 
Stellenbeschreibung festgelegt, einschließlich der finanziellen Obergrenzen 
für ihre Entscheidungsbefugnis. Letztere können im System definiert wer­
den. 

iv) Auf allen operationellen Ebenen wird für geeignete Schulungsmaßnahmen, 
einschließlich Sensibilisierung für Betrugsrisiken, gesorgt; für das in sensi­
blen Positionen eingesetzte Personal ist entweder Rotation oder verstärkte 
Dienstaufsicht vorgesehen. 

v) Es werden geeignete Maßnahmen ergriffen, um etwaige Risiken von Interes­
senkonflikten im Sinne von Artikel 61 der Verordnung (EU, Euratom) 
2018/1046 im Rahmen der Wahrnehmung der Aufgaben der Zahlstelle ge­
genüber Personen mit Einfluss und in sensiblen Positionen innerhalb und 
außerhalb der Zahlstelle zu ermitteln und zu vermeiden. Für den Fall, dass 
das Risiko eines Interessenkonflikts besteht, müssen Maßnahmen vorgesehen 
sein, die die Anwendung dieses Artikels gewährleisten. 

C. Risikobewertung 

Die Zahlstelle gewährleistet Folgendes: 

i) Die Ziele der Zahlstelle werden benannt, damit die Risiken, die mit diesen 
Zielen verbunden sind, ermittelt und bewertet werden können. 

ii) Die Risiken für die Erreichung der Ziele der Zahlstelle, einschließlich po­
tenzieller Unregelmäßigkeiten oder Betrugsfälle, werden benannt und ana­
lysiert, um auf dieser Grundlage festzulegen, wie den Risiken zu begegnen 
ist. 

iii) In Bezug auf das Risiko von Betrug ist eine Betrugsbekämpfungsstrategie 
vorhanden, die Maßnahmen vorsieht, mit denen gegen Betrug und sonstige 
rechtswidrige Handlungen, die die finanziellen Interessen der Union beein­
trächtigen, vorgegangen wird. Diese Strategie umfasst Maßnahmen zur Ver­
hinderung und Aufdeckung von Betrug, die Bedingungen, unter denen Be­
trugsfälle zu untersuchen sind, und Wiedergutmachungs- und Abschre­
ckungsmaßnahmen mit verhältnismäßigen und wirksamen Sanktionen. 

iv) Es werden Maßnahmen umgesetzt, die der Vermeidung und Minderung der 
Risiken dienen. 

v) Es werden Änderungen ermittelt und bewertet, mit denen sich erhebliche 
Auswirkungen auf das interne Kontrollsystem erzielen lassen; 

vi) Die Risikobewertung und die Maßnahmen zur Vermeidung oder Minderung 
der festgestellten Risiken werden regelmäßig überprüft. 

D. Übertragung 

D.1. Werden Aufgaben der Zahlstelle gemäß Artikel 9 Absatz 1 der Verordnung 
(EU) 2021/2116 anderen Einrichtungen übertragen, so müssen folgende 
Voraussetzungen erfüllt sein: 

i) In einer schriftlichen Vereinbarung zwischen der Zahlstelle und der betref­
fenden Einrichtung sind neben den übertragenen Aufgaben der Inhalt der 
der Zahlstelle zu übermittelnden Informationen und Unterlagen sowie der 
Zeitpunkt der Übermittlung festzulegen. Die Vereinbarung muss es der 
Zahlstelle ermöglichen, die Zulassungskriterien zu erfüllen. 

ii) Die Zahlstelle bleibt in allen Fällen für die wirksame Verwaltung der 
betreffenden Mittel verantwortlich. Sie trägt nach wie vor die volle Ver­
antwortung für die Recht- und Ordnungsmäßigkeit der zugrunde liegenden 
Geschäftsvorgänge, einschließlich des Schutzes der finanziellen Interessen 
der Union, sowie für die betreffenden Ausgabenerklärungen an die Kom­
mission und für die entsprechende Vorbereitung der Rechnungslegung. 

▼B
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iii) Die Zuständigkeiten und Pflichten der anderen Einrichtung insbesondere 
hinsichtlich der Kontrolle und Überprüfung der Einhaltung der Unionsvor­
schriften werden eindeutig definiert. 

iv) Die Zahlstelle gewährleistet, dass die andere Einrichtung über wirksame 
Systeme verfügt, um ihre Aufgaben in zufriedenstellender Weise wahrneh­
men zu können. 

v) Die andere Einrichtung bestätigt der Zahlstelle gegenüber ausdrücklich, 
dass sie ihre Aufgaben wahrnimmt, und beschreibt die hierzu eingesetzten 
Mittel. 

vi) Die Zahlstelle überprüft regelmäßig die übertragenen Aufgaben, um zu 
gewährleisten, dass die Arbeiten in zufriedenstellender Weise und im Ein­
klang mit den Unionsvorschriften durchgeführt werden. 

D.2. Die Bedingungen gemäß Abschnitt D.1 Ziffern i, ii, iii und v gelten ent­
sprechend in den Fällen, in denen die Funktionen der Zahlstelle aufgrund 
von nationalen Rechtsvorschriften von einer anderen Einrichtung im Rah­
men ihrer regulären Aufgaben ausgeübt werden. 

2. KONTROLLTÄTIGKEITEN 

A. Verfahren für die Antragsbewilligung 

Die Zahlstelle legt Verfahren fest, um die folgenden Vorschriften einzuhalten: 

i) Die Zahlstelle legt die Verfahrensvorschriften für den Eingang, die Erfas­
sung und die Bearbeitung der Anträge fest, einschließlich einer Beschrei­
bung aller dabei erforderlichen Unterlagen und des zu verwendenden Infor­
mationssystems. 

ii) Jeder für die Bewilligung zuständige Bedienstete muss über eine umfas­
sende Prüfliste über die durchzuführenden Kontrollen verfügen und beschei­
nigt in den Belegunterlagen des jeweiligen Antrags, dass die genannten 
Kontrollen vorgenommen wurden. Diese Bescheinigung kann in elektroni­
scher Form erfolgen. Es ist nachzuweisen, dass die Arbeit systematisch, 
z. B. auf der Grundlage einer Stichprobe, eines Systems oder eines Plans, 
durch einen Dienstvorgesetzten überprüft wird. 

iii) Ein Antrag darf erst zur Auszahlung bewilligt werden, nachdem die Über­
einstimmung mit den Unionsvorschriften hinreichend überprüft wurde. 

iv) Die Kontrollen müssen die Kontrollen, die in der Verordnung über die 
Maßnahme vorgesehen sind, in deren Rahmen die Beihilfe beantragt wird, 
sowie die Kontrollen gemäß Artikel 59 der Verordnung (EU) 2021/2116 
umfassen, damit Betrug und Unregelmäßigkeiten unter besonderer Berück­
sichtigung der vorhandenen Risiken verhindert oder aufgedeckt werden. Für 
den ELER sind außerdem Verfahren vorzusehen, um zu überprüfen, ob die 
Bedingungen für die Gewährung der Beihilfe, einschließlich der Auftrags­
vergabe, erfüllt sind und ob alle geltenden Unionsvorschriften, einschließ­
lich jener im GAP-Strategieplan, eingehalten wurden. 

v) Die Leitung der Zahlstelle wird auf der geeigneten Ebene regelmäßig und 
rechtzeitig über die Ergebnisse der durchgeführten Verwaltungs- und Vor- 
Ort-Kontrollen unterrichtet, damit vor der Abrechnung eines Antrags stets 
beurteilt werden kann, ob diese Kontrollen ausreichend waren. 

▼B



 

02022R0127 — DE — 29.03.2026 — 004.001 — 30 

vi) Die durchgeführten Arbeiten werden ausführlich in einem Bericht doku­
mentiert, der dem jeweiligen Antrag oder der Gruppe von Anträgen bei­
gefügt wird, oder gegebenenfalls in einem Bericht, der ein ganzes Wirt­
schaftsjahr abdeckt. Dem Bericht beigefügt wird eine Bescheinigung über 
die Förderfähigkeit der genehmigten Anträge sowie über Art, Umfang und 
Grenzen der durchgeführten Arbeiten. Dies kann in elektronischer Form 
erfolgen. Für den ELER ist außerdem eine Erklärung beizufügen, dass die 
Kriterien für die Gewährung der Beihilfe, einschließlich der Auftragsver­
gabe, erfüllt sind und dass alle geltenden Unionsvorschriften, einschließlich 
jener im GAP-Strategieplan, eingehalten wurden. Werden die körperlichen 
oder die Verwaltungskontrollen nicht umfassend, sondern auf der Grundlage 
einer Stichprobe von Anträgen durchgeführt, so sind die ausgewählten An­
träge anzugeben, die Stichprobenmethode zu beschreiben, die Ergebnisse 
aller Überprüfungen sowie die Maßnahmen aufzuführen, die bei vorgefun­
denen Abweichungen und Unregelmäßigkeiten getroffen wurden. Die Be­
lege (in Papier- oder elektronischer Form) müssen hinreichende Gewähr 
dafür bieten, dass alle erforderlichen Kontrollen bezüglich der Förderfähig­
keit der bewilligten Anträge vorgenommen wurden. 

vii) Werden bewilligte Anträge und durchgeführte Kontrollen betreffende Un­
terlagen (in Papier- oder elektronischer Form) bei anderen Einrichtungen 
aufbewahrt, so sehen sowohl diese Einrichtungen als auch die Zahlstelle 
Verfahren vor, die gewährleisten, dass die betreffenden Unterlagen oder 
elektronischen Daten erhalten bleiben und der Zahlstelle zur Verfügung 
stehen. 

B. Auszahlungsverfahren 

Die Zahlstelle sieht Verfahren vor, die gewährleisten, dass die Zahlungen aus­
schließlich auf Bankkonten von Begünstigten oder deren Bevollmächtigten ge­
leistet werden. Die Zahlung wird innerhalb von fünf Arbeitstagen nach der 
Verbuchung zulasten des EGFL oder des ELER durch die Bank der Zahlstelle 
oder gegebenenfalls eine staatliche Kassenstelle ausgeführt. Es sind Verfahren 
vorzusehen, die gewährleisten, dass für keinen der Zahlungsbeträge der nicht 
ausgeführten Überweisungen Erstattungen aus dem EGFL oder dem ELER be­
antragt werden. Wurden diese Zahlungen bereits dem EGFL oder dem ELER 
gegenüber geltend gemacht, so sind sie diesen über die folgenden monatlichen 
bzw. vierteljährlichen Erklärungen oder spätestens in der Jahresrechnung wieder 
gutzuschreiben. Zahlungen in bar sind nicht zulässig. Die Genehmigung des 
Anweisungsbefugten und/oder seines Dienstvorgesetzten kann in elektronischer 
Form erfolgen, soweit die betreffenden Informationssysteme ein angemessenes 
Sicherheitsniveau gewährleisten und die Identität des Unterzeichners in den 
elektronischen Aufzeichnungen festgehalten wird. 

C. Verbuchungsverfahren 

Die Zahlstelle sieht folgende Verfahren vor: 

i) Die Buchführungsverfahren müssen die Gewähr dafür bieten, dass die mo­
natlichen (für den EGFL), vierteljährlichen (für den ELER) und jährlichen 
Ausgabenerklärungen vollständig und richtig sind und fristgerecht erfolgen 
und dass etwaige Fehler oder Auslassungen entdeckt und berichtigt werden, 
insbesondere durch regelmäßig durchgeführte Überprüfungen und Abgleiche. 

ii) Die Buchführung über die Interventionsbestände muss sicherstellen, dass die 
Erzeugnismengen und die entsprechenden Kosten im Einklang mit den gel­
tenden Vorschriften auf jeder Stufe, von der Annahme eines Angebots bis 
zur materiellen Auslagerung des Erzeugnisses, korrekt und rechtzeitig be­
arbeitet und nach Einzelpartien in den entsprechenden Büchern verzeichnet 
werden und dass Menge und Art der an jedem Lagerort befindlichen Be­
stände jederzeit feststellbar sind. 

D. Verfahren für die Leistungsberichterstattung 

Hinsichtlich der Interventionskategorien gemäß der Verordnung (EU) 2021/2115 
stellt die Zahlstelle sicher, dass ein Informationssystem vorhanden ist, in dem 
Daten zu jedem Antrag und jedem Vorhaben in elektronischer Form erfasst, 
aufgezeichnet und gespeichert werden. Das Informationssystem muss außerdem 

▼B
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eine Aufschlüsselung der Daten zu allen relevanten Outputindikatoren je Inter­
vention ermöglichen, damit sichergestellt ist, dass aus der jährlichen Leistungs­
berichterstattung hervorgeht, dass die Ausgaben im Einklang mit Artikel 37 der 
Verordnung (EU) 2021/2116 getätigt wurden, sowie die Daten für die Ergebnis­
indikatoren, einschließlich Zielwerten und Etappenzielen, bereitstellen. 

E. Verfahren für Vorschusszahlungen und Sicherheiten 

Es sind Verfahren vorzusehen, die Folgendes gewährleisten: 

i) Die Vorschusszahlungen müssen in der Buchführung oder in Hilfsaufzeich­
nungen gesondert ausgewiesen werden. 

ii) Sicherheiten dürfen nur von Finanzinstitutionen erlangt werden, die den 
Anforderungen in Kapitel IV dieser Verordnung entsprechen und von den 
zuständigen Behörden anerkannt wurden; die Sicherheit muss bis zur end­
gültigen Freigabe oder Einbehaltung gültig sein, die auf einfaches Verlangen 
der Zahlstelle erfolgt. 

iii) Vorschusszahlungen werden innerhalb der vorgesehenen Fristen abgerech­
net; wurde die Abrechnungsfrist für eine Vorschusszahlung überschritten, so 
ist dies umgehend festzustellen und die Sicherheit unverzüglich einzubehal­
ten. 

F. Verfahren für Außenstände 

Alle Kriterien gemäß den Abschnitten A bis E gelten entsprechend für erhobene 
Abgaben, verfallene Sicherheiten, zurückgezahlte Beträge und zweckgebundene 
Einnahmen, die die Zahlstelle im Namen des EGFL bzw. des ELER einzuziehen 
hat. 

Die Zahlstelle richtet ein System ein, um alle Außenstände auszuweisen und sie 
bis zum Zahlungseingang in einem einzigen Debitorenbuch zu verzeichnen. Das 
Debitorenbuch ist regelmäßig zu überprüfen; bei überfälligen Forderungen sind 
entsprechende Maßnahmen zu treffen. 

G. Prüfpfad 

Die Informationen über die Dokumentation der Bewilligung, Verbuchung und 
Auszahlung der Anträge, die Leistungsberichterstattung und den Umgang mit 
Vorschusszahlungen, Sicherheiten und Außenständen müssen in der Zahlstelle 
verfügbar sein, um jederzeit einen ausreichend detaillierten Prüfpfad zu gewähr­
leisten. 

3. INFORMATION UND KOMMUNIKATION 

A. Kommunikation 

Die Zahlstelle sieht Verfahren vor, die gewährleisten, dass alle Änderungen der 
Unionsvorschriften und insbesondere der geltenden Beihilfesätze verzeichnet 
und die Dienstanweisungen, Datenbanken und Prüflisten rechtzeitig aktualisiert 
werden. 

B. Sicherheit der Informationssysteme 

Die Sicherheit der Informationssysteme wird nach der Norm ISO 27001 zerti­
fiziert: Informationssicherheitsmanagementsysteme — Anforderungen (ISO). 

Die Mitgliedstaaten können die Sicherheit ihrer Informationssysteme nach an­
deren anerkannten Normen zertifizieren, die ein Schutzniveau gewährleisten, das 
dem der Norm ISO 27001 zumindest gleichwertig ist, sofern dies von der 
Kommission genehmigt wird. 

Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für Zahlstellen, die für die Verwaltung und 
Kontrolle von jährlichen Ausgaben von höchstens 400 Mio. EUR zuständig sind, 
sofern der betreffende Mitgliedstaat der Kommission die Entscheidung mitgeteilt 
hat, eine der folgenden anderen Normen anzuwenden: 

— Norm ISO 27002: Verhaltensregeln zur Informationssicherheit (ISO); 

▼B



 

02022R0127 — DE — 29.03.2026 — 004.001 — 32 

— Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik: IT-Grundschutzhand­
buch; 

— Information Systems Audit and Control Foundation: Control objectives for 
Information and related Technology (COBIT). 

4. ÜBERWACHUNG 

A. Laufende Überwachung durch interne Kontrolltätigkeiten 

Die internen Kontrolltätigkeiten decken mindestens folgende Bereiche ab: 

i) Aufsicht über den technischen Prüfdienst und die nachgeordneten Einrich­
tungen, die für die Durchführung der Kontrollen und andere Funktionen 
zuständig sind, um eine reibungslose Umsetzung der Verordnungen, Leit­
linien und Verfahren zu gewährleisten. 

ii) Durchführung von Systemänderungen, um die Kontrollsysteme insgesamt zu 
verbessern. 

iii) Überprüfung der bei der Zahlstelle eingehenden Anträge und Ersuchen so­
wie aller sonstigen Informationen über mutmaßliche Unregelmäßigkeiten. 

iv) Überwachungsverfahren zur Verhinderung und Aufdeckung von Betrug und 
Unregelmäßigkeiten, insbesondere in Bezug auf die in die Zuständigkeit der 
Zahlstelle fallenden GAP-Ausgabenbereiche, in denen ein erhebliches Risiko 
von Betrug oder sonstigen schwerwiegenden Unregelmäßigkeiten besteht. 

Die laufende Überwachung muss Teil der normalen operativen Tätigkeiten der 
Zahlstelle sein. Der Routinebetrieb und die Kontrolltätigkeiten der Zahlstelle 
werden auf allen Ebenen regelmäßig überwacht, um einen ausreichend detail­
lierten Prüfpfad zu gewährleisten. 

B. Getrennte Evaluierungen durch einen internen Revisionsdienst 

Die Zahlstelle legt Verfahren fest, um die folgenden Vorschriften einzuhalten: 

i) Der interne Revisionsdienst muss von den anderen Abteilungen der Zahl­
stelle unabhängig sein und ist der Leitung der Zahlstelle unmittelbar unter­
stellt. 

ii) Der interne Revisionsdienst überprüft, ob die von der Zahlstelle vorgesehe­
nen Verfahren gewährleisten, dass die Einhaltung der Unionsvorschriften 
überprüft wird und dass die Buchführung richtig und vollständig ist und 
sich auf dem neuesten Stand befindet. Die Kontrollen können sich auf aus­
gewählte Maßnahmen und auf Stichproben von Geschäftsvorgängen be­
schränken, sofern durch einen Prüfplan sichergestellt wird, dass alle wich­
tigen Bereiche, darunter die für die Bewilligung zuständigen Abteilungen, 
innerhalb eines Zeitraums von höchstens fünf Jahren abgedeckt werden. 

iii) Die Arbeiten des internen Revisionsdienstes sind nach international an­
erkannten Standards durchzuführen; sie sind zu protokollieren und müssen 
in Berichte und Empfehlungen an die Leitung der Zahlstelle münden. 
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ANHANG II 

Zulassungskriterien für Koordinierungsstellen gemäß Artikel 2 Absatz 3 in 
Bezug auf die Zusammenstellung des jährlichen Leistungsberichts 

1. INFORMATION UND KOMMUNIKATION 

A. Kommunikation 

Die Koordinierungsstelle sieht Verfahren vor, die gewährleisten, dass alle Än­
derungen der Unionsvorschriften verzeichnet und die Dienstanweisungen und 
Datenbanken rechtzeitig aktualisiert werden. 

B. Sicherheit der Informationssysteme 

Die Sicherheit der Informationssysteme wird nach der Norm ISO 27001 zerti­
fiziert: Informationssicherheitsmanagementsysteme — Anforderungen (ISO). 

Die Mitgliedstaaten können die Sicherheit ihrer Informationssysteme nach an­
deren anerkannten Normen zertifizieren, die ein Schutzniveau gewährleisten, das 
dem der Norm ISO 27001 zumindest gleichwertig ist, sofern dies von der 
Kommission genehmigt wird. Wenn eine Zahlstelle als Koordinierungsstelle 
tätig ist, erfüllt ihre Zulassung diese Bedingung. 
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ANHANG III 

Pflichten der Zahlstellen gemäß Artikel 3 Absatz 1 

I. PFLICHTEN DER ZAHLSTELLEN 

A. Kontrollen 

1. Periodizität und Repräsentativität 

Mindestens einmal jährlich wird jeder Lagerort einer Kontrolle nach den 
Vorschriften in Teil II unterzogen, die insbesondere Folgendes betrifft: 

a) das Verfahren für die Erhebung von Informationen über die öffentliche 
Lagerhaltung; 

b) die Übereinstimmung der Buchführungsangaben des Lagerhalters vor Ort 
mit den der Zahlstelle übermittelten Angaben; 

c) das tatsächliche Vorhandensein aller in der Bestandsbuchhaltung auf­
geführten Mengen im Lager, festzustellen durch eine ausreichend reprä­
sentative körperliche Überprüfung, die sich zumindest auf die in Teil II 
aufgeführten Prozentsätze erstreckt; 

d) die Qualitätskontrolle durch Beschau, Geruchs- und/oder Geschmacksprü­
fung und im Zweifelsfall eingehende Analyse. 

2. Zusätzliche Kontrollen 

Werden bei der körperlichen Überprüfung Anomalien festgestellt, so ist ein 
zusätzlicher Prozentsatz der Lagermenge nach derselben Methode zu über­
prüfen. Erforderlichenfalls werden alle Erzeugnisse der Partie oder des La­
gers, die bzw. das Gegenstand der Kontrolle ist, gewogen. 

B. Kontrollprotokolle 

1. Die interne Kontrollstelle der Zahlstelle oder die von ihr beauftragte Ein­
richtung erstellt ein Protokoll über jede durchgeführte Kontrolle oder kör­
perliche Überprüfung. 

2. Das Protokoll enthält mindestens folgende Angaben: 

a) Name des Lagerhalters, Anschrift des besuchten Lagers und Bezeichnung 
der kontrollierten Partien; 

b) Datum sowie Beginn und Ende (Uhrzeit) der Kontrolle; 

c) die Räumlichkeiten, in denen die Kontrolle durchgeführt wird, sowie eine 
kurze Beschreibung der Lager-, Verpackungs- und Zugangsbedingungen; 

d) vollständige Angaben zur Identität der Personen, die die Kontrolle durch­
führen, sowie Angaben zu ihrer Funktion und ihrem Auftrag; 

e) die durchgeführten Kontrollmaßnahmen und die angewendeten Modalitä­
ten der Volumenmessung wie die Messverfahren, die vorgenommenen 
Berechnungen und die erhaltenen Zwischen- und Endergebnisse sowie 
die sich daraus ergebenden Schlussfolgerungen; 

f) für jede im Lager befindliche Partie oder Qualität die in den Büchern der 
Zahlstelle angegebene Menge, die in den Lagerbüchern angegebene 
Menge sowie etwaige Unstimmigkeiten zwischen diesen beiden Büchern; 
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g) für jede tatsächlich überprüfte Partie oder Qualität die Angaben gemäß 
Buchstabe f sowie die vor Ort festgestellte Menge und etwaige Unstim­
migkeiten, die Partie- oder Qualitätsnummer, die Angabe der betreffenden 
Paletten, Kartons, Silos, Fässer oder anderen Behältnisse, das Gewicht 
(falls angemessen, das Netto- und das Bruttogewicht) oder das Volumen; 

h) die Erklärungen des Lagerhalters für etwaige Abweichungen oder Un­
stimmigkeiten; 

i) Ort, Datum und Unterschrift des Protokollführers sowie des Lagerhalters 
oder seines Vertreters; 

j) etwaige Vornahme einer erweiterten Kontrolle im Fall einer Anomalie 
unter Angabe des Prozentsatzes der eingelagerten Mengen, die der erwei­
terten Kontrolle unterzogen wurden, der festgestellten Abweichungen und 
der vorgebrachten Erklärungen. 

3. Die Protokolle werden dem Leiter der Dienststelle, die für die Führung der 
Konten der Zahlstelle zuständig ist, unverzüglich übermittelt. 

Die Bücher der Zahlstelle werden unmittelbar nach Eingang des Protokolls 
nach Maßgabe der festgestellten Abweichungen und Unstimmigkeiten be­
richtigt. 

4. Die Protokolle werden den Bediensteten der Kommission und den von ihr 
bevollmächtigten Personen zugänglich gemacht. 

5. Die Zahlstelle erstellt eine Zusammenfassung mit Angabe 

a) der durchgeführten Kontrollen, wobei klar anzugeben ist, bei welchen 
dieser Kontrollen es sich um körperliche Überprüfungen (Bestandskon­
trollen) handelte; 

b) der überprüften Mengen; 

c) der festgestellten Anomalien gegenüber den Monats- und Jahresbilanzen 
und ihrer Ursachen. 

Die überprüften Mengen und festgestellten Anomalien werden für jedes der 
betreffenden Erzeugnisse in Gewicht oder Volumen und als prozentualer 
Anteil der Gesamtlagermenge angegeben. 

In dieser Zusammenfassung werden die zur Überprüfung der Qualität der 
Lagererzeugnisse durchgeführten Kontrollen gesondert aufgeführt. Die Zu­
sammenfassung wird der Kommission gleichzeitig mit den Jahresrechnungen 
gemäß Artikel 9 Absatz 3 Unterabsatz 1 Buchstabe a der Verordnung (EU) 
2021/2116 übermittelt. 

II. VERFAHREN DER KÖRPERLICHEN ÜBERPRÜFUNG BEI DEN 
KONTROLLEN GEMÄß TEIL I NACH GAP-SEKTOREN 

A. Butter 

1. Auswahl einer Anzahl von zu kontrollierenden Partien, die mindestens 5 % 
der gesamten in öffentlicher Intervention befindlichen Menge entspricht. Die 
Auswahl wird vor dem Besuch des Lagers anhand der Bestandsbuchfüh­
rungsunterlagen der Zahlstelle vorbereitet, dem Lagerhalter jedoch nicht an­
gekündigt. 

2. Überprüfung des Vorhandenseins der ausgewählten Partien und ihrer Zusam­
mensetzung vor Ort: 

a) Identifizierung der Kontrollnummern der einzelnen Partien und Kartons 
anhand der Ankaufs- oder Einlagerungsscheine; 

b) Wiegen der Paletten (1 von 10) und der Kartons (1 Karton je Palette); 

c) Beschau des Inhalts eines Kartons (1 Karton je 5 Paletten); 

d) Überprüfung des Zustands der Verpackung. 
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3. Beschreibung der körperlich überprüften Partien und der festgestellten Män­
gel im Kontrollprotokoll. 

B. Magermilchpulver 

1. Auswahl einer Anzahl von zu kontrollierenden Partien, die mindestens 5 % 
der gesamten in öffentlicher Intervention befindlichen Menge entspricht. Die 
Auswahl wird vor dem Besuch des Lagers anhand der Bestandsbuchfüh­
rungsunterlagen der Zahlstelle vorbereitet, dem Lagerhalter jedoch nicht an­
gekündigt. 

2. Überprüfung des Vorhandenseins der ausgewählten Partien und ihrer Zusam­
mensetzung vor Ort: 

a) Identifizierung der Kontrollnummern der einzelnen Partien und Säcke 
anhand der Ankaufs- oder Einlagerungsscheine; 

b) Wiegen der Paletten (1 von 10) und der Säcke (1 von 10); 

c) Beschau des Inhalts eines Sackes (1 Sack je 5 Paletten); 

d) Überprüfung des Zustands der Verpackung. 

3. Beschreibung der körperlich überprüften Partien und der festgestellten Män­
gel im Kontrollprotokoll. 

C. Getreide und Reis 

1. Verfahren der körperlichen Überprüfung 

Die Überprüfung wird wie folgt durchgeführt: 

a) Auswahl der zu kontrollierenden Silozellen oder Kammern, die mindes­
tens 5 % der gesamten in öffentlicher Intervention befindlichen Getreide­
menge bzw. Reismenge entsprechen. 

Die Auswahl wird vor dem Besuch des Lagers anhand der Bestandsbuch­
führung der Zahlstelle vorbereitet, dem Lagerhalter jedoch nicht angekün­
digt. 

b) Körperliche Überprüfung: 

i) Überprüfung des Vorhandenseins des Getreides bzw. Reises in den 
ausgewählten Zellen oder Kammern; 

ii) Identifizierung des Getreides bzw. Reises; 

iii) Kontrolle der Lagerbedingungen und Überprüfung der Qualität der 
gelagerten Erzeugnisse unter den Bedingungen gemäß der Delegierten 
Verordnung (EU) 2016/1238 der Kommission ( 1 ); 

iv) Abgleich der Lagerräume und der Getreide- bzw. Reisarten mit den 
Angaben in der Bestandsbuchführung des Lagers; 

v) Ermittlung der gelagerten Mengen nach einer zuvor von der Zahl­
stelle genehmigten Methode, deren Beschreibung am Sitz der Zahl­
stelle zu hinterlegen ist. 

2. Vorgehen bei festgestellten Abweichungen: 

Bei der mengenmäßigen Überprüfung der Erzeugnisse wird eine Abweichung 
toleriert. 

So ist Anhang IV Abschnitt II nur anwendbar, wenn das bei der Überprüfung 
ermittelte Gewicht bei Getreide und Reis um 5 % oder mehr (Lagerung im 
Silo bzw. Lagerung im Flachlager) vom Buchgewicht abweicht. 

▼B 
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Bei der Lagerhaltung von Getreide bzw. Reis können diejenigen Mengen, die 
beim Wiegen bei der Einlagerung ermittelt wurden, anstelle der bei der 
mengenmäßigen Überprüfung ermittelten Mengen berücksichtigt werden, 
wenn letztere Überprüfung nicht genau genug und die Abweichung zwischen 
diesen beiden Werten nicht übermäßig ist. 

Die Zahlstelle nimmt diese Möglichkeit unter eigener Verantwortung in An­
spruch, wenn die Umstände, die von Fall zu Fall beurteilt werden, dies 
rechtfertigen. Sie gibt dies im Kontrollprotokoll nach folgendem Muster an: 

GETREIDE — BESTANDSKONTROLLE 

Erzeugnis: Lagerhalter: Lager, Silo: 
Nr. der Zelle: Datum: 

Partie Buchmenge 

a) Silobestände 

Nr. der Zel­
le 

Volumen 
nach Mess­
urkunde m 

3 
(A) 

Festgestelltes 
freies Volu­
men m 

3 (B) 

Volumen des 
eingelagerten 
Getreides m 

3 
(A-B) 

Festgestellte 
relative 
Dichte 

kg/hl = 100 

Gewicht des 
Getreides 
oder des 
Reises 

Insgesamt a: … 

b) Flachlagerbestände 

Lagerraum Nr. Lagerraum Nr. Lagerraum Nr. 

Genutzte Flä­
chen: … 
Höhe: … 

… … … … … … 

m 
2 … m 

2 … m 
2 … 

… m 
3 … m 

3 … m 
3 

… … … … … 

… m … m … 
m 

Berichtigun­
gen: … 

… m 
3 … m 

3 … m 
3 

Volumen: … … m 
3 … m 

3 … m 
3 

Relative Dich­
te: … 

… kg/hl … kg/hl … kg/hl 

Gesamtge­
wicht: 

… t … t … t 

Insgesamt b: … 

Gesamtgewicht im Lager: … 

Differenz zum Buchgewicht: … 

In %: … 

…, den [Datum] 

… (Stempel und Unterschrift) 

Kontrolleur der Zahlstelle: 

▼B
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D. Rindfleisch 

1. Auswahl einer Anzahl von zu kontrollierenden Partien, die mindestens 
5 % der gesamten in öffentlicher Intervention befindlichen Menge ent­
spricht. Die Auswahl wird vor dem Besuch des Lagers anhand der Be­
standsbuchführungsunterlagen der Zahlstelle vorbereitet, dem Lagerhalter 
jedoch nicht angekündigt. 

2. Überprüfung des Vorhandenseins der ausgewählten Partien und ihrer Zu­
sammensetzung vor Ort. Die Überprüfung umfasst 

a) bei Fleisch mit Knochen: 

i) Identifizierung der Partien und Überprüfung der Stückzahlen; 

ii) Überprüfung des Gewichts von 20 % der Stücke je Teilstückart 
und/oder Qualität; 

iii) Beschau des Zustands der Verpackung; 

b) bei Fleisch ohne Knochen: 

i) Identifizierung der Partien und Paletten und Überprüfung der An­
zahl der Kartons; 

ii) Überprüfung des Gewichts von 10 % der Paletten oder Behälter; 

iii) Überprüfung des Gewichts von 10 % der Kartons je gewogene 
Palette; 

iv) Beschau des Inhalts der Kartons sowie des Zustands der Innen­
verpackung. 

Die Auswahl der Paletten muss entsprechend den verschiedenen 
Teilstückarten erfolgen. 

3. Beschreibung der körperlich überprüften Partien und der festgestellten 
Mängel im Kontrollprotokoll. 

▼B
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ANHANG IV 

Verpflichtungen und allgemeine Grundsätze in Bezug auf die 
Zuständigkeiten der Lagerhalter, die in die Lagerhaltungsverträge 
zwischen Zahlstellen und Lagerhaltern einzubeziehen sind (Artikel 3 

Absatz 2) 

I. ALLGEMEINE VERPFLICHTUNGEN DER LAGERHALTER 

Der Lagerhalter ist dafür zuständig, dass die Erzeugnisse, die Gegenstand einer 
Interventionsmaßnahme der Union sind, gut konserviert werden, und kommt für 
die finanziellen Folgen einer schlechten Konservierung der Erzeugnisse auf. 

Für jedes Lager hält er einen Raumplan sowie die Vermessungspapiere für die 
einzelnen Silos und Lagerkammern zur Verfügung. 

Das Getreide bzw. der Reis ist so zu lagern, dass eine mengenmäßige Über­
prüfung vorgenommen werden kann. 

II. QUALITÄT DER ERZEUGNISSE 

Im Falle einer Qualitätsminderung der gelagerten Interventionserzeugnisse auf­
grund von schlechten oder ungeeigneten Lagerhaltungsumständen gehen die 
Verluste zulasten des Lagerhalters und werden als Verluste infolge der Qualitäts­
minderung der Erzeugnisse aufgrund der Lagerbedingungen in den Konten der 
öffentlichen Lagerhaltung verbucht. 

III. FEHLMENGEN 

1. Der Lagerhalter ist verantwortlich für alle festgestellten Abweichungen zwi­
schen den gelagerten Mengen und den Angaben in den der Zahlstelle über­
mittelten Bestandsbilanzen. 

2. Überschreiten die Fehlmengen die anwendbare(n) Toleranzgrenze(n) gemäß 
Artikel 4, Anhang III Teil II Abschnitt C Nummer 2 und Anhang V oder den 
Agrarvorschriften spezifischer Sektoren, so werden sie dem Lagerhalter voll­
ständig als nicht identifizierbarer Verlust angerechnet. Bestreitet der Lager­
halter die Fehlmengen, so kann er das Wiegen oder Messen des Erzeugnisses 
verlangen, wobei die diesbezüglichen Kosten zu seinen Lasten gehen, es sei 
denn, die angegebenen Mengen sind tatsächlich vorhanden oder die Abwei­
chung überschreitet nicht die anwendbare(n) Toleranzgrenze(n). In diesem 
Fall sind die Wiege- oder Messkosten von der Zahlstelle zu tragen. 

Die Toleranzgrenzen gemäß Anhang III Teil II Abschnitt C Nummer 2 
gelten unbeschadet der sonstigen Toleranzen gemäß Absatz 1. 

IV. BELEGE UND MONATLICHE UND JÄHRLICHE ERKLÄRUNGEN 

1. Belege und monatliche Erklärung 

a) Der Lagerhalter muss über die die Einlagerung, den Verbleib und die 
Auslagerung der Erzeugnisse betreffenden Unterlagen verfügen, anhand 
deren die Jahreskonten erstellt werden und die mindestens folgende An­
gaben umfassen: 

i) Lagerort (gegebenenfalls genaue Angabe der Silozelle oder des Fas­
ses); 

ii) Bestandsüberträge aus dem vorangegangenen Monat; 

iii) Ein- und Auslagerungen nach Partien; 

iv) Bestände zum Ende des Zeitraums. 

▼B
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Diese Unterlagen müssen jederzeit eine genaue Identifizierung der einge­
lagerten Mengen ermöglichen, vor allem unter Berücksichtigung der An- 
und Verkäufe, die getätigt worden sind, bei denen die entsprechenden Ein- 
und Auslagerungen jedoch noch nicht stattgefunden haben. 

b) Die die Einlagerung, den Verbleib und die Auslagerung der Erzeugnisse 
betreffenden Unterlagen werden der Zahlstelle mindestens einmal monat­
lich mit einer zusammenfassenden Monatsbilanz vom Lagerhalter über­
mittelt. Sie müssen vor dem 10. des Monats, der auf den Monat folgt, auf 
den sie sich beziehen, bei der Zahlstelle eingegangen sein. 

c) Nachstehend ist ein Muster der Monatsbilanz der Lagerbestände auf­
geführt, das die Zahlstellen den Lagerhaltern auf elektronischem Wege 
zur Verfügung stellen. 

Monatsbilanz 

Erzeugnis: 
Lagerhalter: 
Lager: Nr.: 
Anschrift: 

Monat: 

Partie Bezeichnung 
Menge (kg, t, Kisten, 

Stück usw.) Datum Bemerkun­
gen 

Einlagerung Auslagerung 

Übertragene 
Menge 

Zu übertra­
gende Menge 

(Stempel und Unterschrift) 

Ort und Datum: 

Name: 

2. Jährliche Erklärung 

a) Auf der Grundlage der Monatsbilanzen gemäß Nummer 1 erstellt der 
Lagerhalter eine Jahresbilanz über die Bestände. Diese Bilanz wird der 
Zahlstelle bis spätestens 15. Oktober nach Abschluss des Rechnungsjahres 
übermittelt. 

b) Die Jahresbilanz umfasst eine Zusammenfassung der gelagerten Mengen 
nach Erzeugnissen und Lagerorten, wobei für jedes Erzeugnis die einge­
lagerten Mengen, die Partienummern (außer bei Getreide), das Einlage­
rungsjahr und eine Erklärung für gegebenenfalls festgestellte Anomalien 
aufzuführen sind. 

c) Nachstehend ist ein Muster der Jahresbilanz der Lagerbestände aufgeführt, 

das die Zahlstellen den Lagerhaltern auf elektronischem Wege zur Verfügung 
stellen. 

▼B
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Jahresbilanz 

Erzeugnis: 
Lagerhalter: 
Lager: Nr.: 
Anschrift: 

Jahr: 

Partie Bezeichnung 
Verbuchte Menge 
und/oder verbuch­

tes Gewicht 
Bemerkungen 

(Stempel und Unterschrift) 

Ort und Datum: 

Name: 

V. INFORMATISIERTE BESTANDSBUCHFÜHRUNG UND 
BEREITSTELLUNG VON INFORMATIONEN 

Die im Rahmen der öffentlichen Lagerhaltung geschlossenen Verträge zwischen 
den Zahlstellen und Lagerhaltern müssen Bestimmungen enthalten, die die Ein­
haltung der Unionsvorschriften gewährleisten. 

Sie umfassen insbesondere Folgendes: 

a) eine informatisierte Buchführung über die Interventionsbestände; 

b) unmittelbare und sofortige Bereitstellung eines ständigen Verzeichnisses; 

c) ständige Verfügbarkeit aller die Einlagerung, den Verbleib und die Auslage­
rung der Erzeugnisse betreffenden Unterlagen sowie der gemäß dieser Ver­
ordnung erstellten Buchführungsunterlagen und Protokolle im Besitz des 
Lagerhalters; 

d) ständiger Zugang der Bediensteten der Zahlstelle und der Kommissions­
bediensteten sowie der von ihr beauftragten Personen zu diesen Unterlagen. 

VI. FORM UND INHALT DER DEN ZAHLSTELLEN 
ÜBERMITTELTEN UNTERLAGEN 

Form und Inhalt der Unterlagen gemäß Abschnitt IV werden im Einklang mit 
Artikel 92 der Verordnung (EU) 2021/2116 festgelegt. 

VII. AUFBEWAHRUNG DER UNTERLAGEN 

Die Belege zu sämtlichen Vorgängen der öffentlichen Lagerhaltung werden vom 
Lagerhalter unbeschadet der einschlägigen nationalen Vorschriften während der 
gesamten Dauer aufbewahrt, die gemäß den auf der Grundlage von Artikel 92 
der Verordnung (EU) 2021/2116 erlassenen Vorschriften für die Rechnungs­
abschlussverfahren vorgeschrieben ist. 
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ANHANG V 

Toleranzgrenen gemäß Artikel 4 Absatz 2 

1. Für jedes landwirtschaftliche Erzeugnis, das Gegenstand einer öffentlichen 
Interventionsmaßnahme ist, wird wie folgt eine Toleranzgrenze zur Deckung 
der Mengenverluste festgesetzt, die bei normalen und ordnungsgemäß durch­
geführten Lagerungsmaßnahmen eintreten: 

a) Getreide 0,2 %; 

b) Rohreis, Mais 0,4 %; 

c) Magermilchpulver 0,0 %; 

d) Butter 0,0 %; 

e) Rindfleisch 0,6 %. 

2. Der als Verlust beim Entbeinen von Rindfleisch anerkannte Prozentsatz be­
trägt 32 %. Er gilt für alle während des Rechnungsjahres verarbeiteten Men­
gen. 

3. Die Toleranzgrenzen gemäß Nummer 1 werden als Prozentsatz des tatsäch­
lichen Gewichts (ohne Verpackung) der in dem jeweiligen Rechnungsjahr 
eingelagerten und übernommenen Mengen festgesetzt, erhöht um die zu Be­
ginn des betreffenden Rechnungsjahres im Lager befindlichen Mengen. 

Diese Toleranzgrenzen sind bei der körperlichen Überprüfung der Bestände 
anwendbar. Sie werden für jedes Erzeugnis im Verhältnis zu der von einer 
Zahlstelle gelagerten Gesamtmenge berechnet. 

Das tatsächliche Gewicht wird bei der Ein- und Auslagerung berechnet, 
indem vom festgestellten Gewicht das in den Einlagerungsbedingungen vor­
gesehene Standardgewicht der Verpackung abgezogen wird. Soweit dieses 
nicht angegeben ist, wird mit dem Durchschnittsgewicht der von der Zahl­
stelle verwendeten Verpackungen gerechnet. 

4. Der zahlenmäßige Verlust von Packstücken oder registrierten Stücken fällt 
nicht unter die Toleranzgrenzen. 

5. Fehlmengen infolge von Diebstahl oder sonstiger Verluste, deren Ursachen 
sich feststellen lassen, werden nicht in die Berechnung der Toleranzgrenzen 
gemäß den Nummern 1 und 2 einbezogen. 

▼B
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